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Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung und Förderung der betrieblichen 
Berufsausbildung (Berufsausbildungsfinanzierungsgesetz - BAFinG) 


A. Problem 

Zwei Drittel aller Jugendlichen erhalten eine Berufsausbildung 
im dualen System. Eine qualifizierte Berufsausbildung ist die be- 
ste Mögüchkeit für einen erfolgreichen Einstieg in das Berufsleben. 
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Die Zahl der Jugendlichen, die keinen Ausbildungsplatz finden, 
ist Jahr für Jahr gestiegen. 150000 Jugendliche hatten am 31. Au- 
gust 1997 noch keinen Ausbildungsplatz. Das ist die größte Lehr- 
stellenkrise der letzten Jahrzehnte. 

Jugendliche ohne qualifizierte Berufsausbildung sind von einem 
wesentlich höheren Arbeitsmarktrisiko bedroht als mit Abschluß. 
Ihnen wird verwehrt, sich die Grundlagen für eine eigenständige 
Existenz, für ihren Platz in der Gesellschaft, zu sichern. Deshalb 
müssen alle Jugendlichen, unabhängig davon wo sie leben, die 
Chance zu einer qualifizierten Berufsausbildung erhalten. 

Gut qualifizierte und motivierte Beschäftigte sind einer der wich- 
tigsten Standortvorteile unseres Landes. Die Sicherung ihres eige- 
nen Fachkräftenachwuchses ist Aufgabe der Wirtschaft wie der 
öffentlichen Verwaltung. Unternehmen, Betriebe und Verwaltun- 
gen müssen daher ihrer Ausbildungspflicht nachkommen. 

Die spezifische Verantwortung für ein ausreichendes Angebot an 
Ausbildungsplätzen hegt nach Feststellung des Bundesverfas- 
sungsgerichts in seinem Urteil vom 10. Dezember 1980 „der Natur 
der Sache nach" bei den Arbeitgebern. Es hat hierzu weiter unter 
anderem ausgeführt: 

„Wenn der Staat in Anerkennung dieser Aufgabenteilung den 
Arbeitgebern die praxisbezogene Berufsausbildung der Jugend- 
lichen überläßt, so muß er erwarten, daß die gesellschaftliche 
Gruppe der Arbeitgeber diese Aufgabe nach Maßgabe ihrer 
objektiven Möglichkeiten und damit so erfüllt, daß grundsätzlich 
alle ausbildungswilligen Jugendlichen eine Chance erhalten, 
einen Ausbüdungsplatz zu bekommen. Das gilt auch dann, wenn 
das freie Spiel der Kräfte zur Erfüllung der übernommenen Auf- 
gabe nicht mehr ausreichen sollte. " 


B. Lösung 

Um allen Jugendlichen eine Ausbildungschance zu eröffnen und 
das in die Krise geratene duale System zu retten, sollen auf ge- 
setzlicher Grundlage 

- ein bundesweit und regional auswahlfähiges Ausbildungsplatz- 
angebot garantiert, 

- ein gerechter Leistungsausgleich zwischen ausbildenden und 
nicht oder nicht im erforderlichen Umfang ausbildenden Betrie- 
ben und Verwaltungen sichergestellt, 

- ein überregionaler Ausgleich bei der Verteilung der Mittel zur 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze ermöglicht und 

- innovative Ausbildungsprojekte gefördert sowie neue Ausbil- 
dungsbereiche erschlossen werden. 

Alle privaten und öffentlichen Arbeitgeber werden durch Gesetz 
zur Erbringung einer Ausbildungsleistung verpflichtet, die in dem 
bis zum 1. April eines Jahres vorzulegenden Berufsbildungsbe- 
richt der Bundesregierung unter Berücksichtigung der zum Stich- 
tag 30. September zu erwartenden Zahl der imversorgten Bewer- 
berinnen und Bewerber als erforderlich festgestellt wird. 
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Weiter hat die Bundesregierung im Berufsbildungsbericht darzu- 
legen, ob ein bundesweit und regional auswahlfähiges Ausbil- 
dungsplatzangebot vorliegt. Das Gesetz gelangt nur dann zur An- 
wendung, wenn alle Arbeitgeber zusammen ihrer Ausbildungs- 
verpflichtung nicht nachkommen. Dies bedeutet konkret, daß das 
Ausbildungsplatzangebot die Nachfrage um mindestens 12,5 % 
übersteigen muß. 

Liegt bis zum Beginn des neuen Ausbildungsjahres voraussicht- 
lich kein auswahlfähiges Angebot vor, so werden aufgrund einer 
von der Bundesregierung im Berufsbildungsbericht zu treffenden 
Feststellung die Folgen des Gesetzes ausgelöst: 

- Erhebung einer Ausbildungsplatzumlage bei allen privaten und 
öffentlichen Betrieben und Verwaltungen, die nicht im erforder- 
lichen Umfang ausbilden. 

- Kleine Betriebe und Verwaltungen sowie neu gegründete Be- 
triebe und Betriebe in wirtschaftlicher Notlage sind hiervon be- 
freit. 

- Bemessungsgrundlage ist die Summe aus Bruttoentgeltsumme 
und Einkommen aus Unternehmertätigkeit. 

- Hierauf erfolgt die Anrechnung eigener Berufsausbildungsauf- 
wendungen, zu denen auch Aufwendungen für Branchenfonds, 
tarifvertragliche Regelungen, Kammerumlagen und Verbund- 
projekte gehören. 

- Ebenfalls vorgesehen ist die Anrechnung von bis zum Stichtag 
gemeldeten, aber nicht besetzten Ausbildungsplätzen auf die er- 
forderliche Ausbildungsleistung. 

- Der Höchstsatz der Umlage ist im Gesetz mit 1,5 % festgelegt. 
Auf Empfehlung des Verwaltungsrats bei der Bundesanstalt für 
Arbeit kann der Satz gesenkt werden, es muß aber gewährleistet 
sein, daß die Kosten des Zukaufs der benötigten Ausbildungs- 
plätze gedeckt sind. 

- Eine Differenzierung der Ausbildungsplatzumlage nach den Er- 
fordernissen einzelner Wirtschaftszweige und Betriebsgrößen- 
klassen ist vorgesehen. 

- Der Ertrag der Umlage ermöglicht die Bildung eines bei der Bun- 
desanstalt für Arbeit angesiedelten, von Arbeitgebern und Ge- 
werkschaften gemeinsam verwalteten „Berufsausbildungsför- 
derungsfonds". 

- Die Ausbildungsplatzgarantie wird gewährleistet durch Schlie- 
ßung der örtlichen Ausbildungsplatzlücken im Wege des Zu- 
kaufs der benötigten Ausbildungsplätze in den Arbeitsamtsbe- 
zirken aufgrund öffentlicher Ausschreibungen. 

- Soweit erf orderlich erfolgt der Zukauf im Wege der Vorfinanzie- 
rung durch Bund und Länder entsprechend ihren Bevölkerungs- 
anteilen; die Rückzahlung aus dem aufgefüllten Berufsausbil- 
dungsförderungsfonds ist vorgesehen. 

- Vorrangig sind betriebliche Ausbildungskapazitäten unter Ver- 
meidung von Mitnahmeeffekten zuzukaufen: Zunächst kommen 
bei der Vergabe Betriebe zum Zuge, die im Durchschnitt der 
letzten drei Jahre ihrer Ausbildungsverpflichtung nachgekom- 
men sind. 


3 




Drucksache 13/8680 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- Die Verwaltungsausschüsse bei den Arbeitsämtern bestimmen 
im einzelnen, wie viele Ausbildungsplätze in welchen Berufen 
ausgeschrieben werden; sie achten bei der Vergabe auf die Ein- 
haltung der qualitativen Standards gemäß Berufsbildungsge- 
setz. 

- Soweit erforderlich, können auch außerbetriebliche Kapazitäten 
eingeworben werden. 

- Betriebe und Verwaltungen, die besondere Leistungen für eine 
qualifizierte Berufsausbildung von Mädchen sowie von lem- 
schwächeren, behinderten oder ausländischen Jugendlichen er- 
bringen, können gezielt gefördert werden. 

- Weiter vorgesehen ist ein Leistungsausgleich zugunsten der Ar- 
beitgeber, die über den erforderlichen Umfang hinaus ausbil- 
den. Über die Höhe des Bonus pro Ausbildungsplatz wird auf 
Empfehlung des Verwaltungsrats der Bundesanstalt für Arbeit 
entschieden. 

- Die Durchführung des Gesetzes erfolgt auf zentraler, regionaler 
und örtlicher Ebene aufgrund von Entscheidungen des Verwal- 
tungsrats bei der Bundesanstalt für Arbeit bzw. der Verwal- 
tungsausschüsse bei den Arbeitsämtern, d. h. durch Arbeitge- 
ber- und Gewerkschaftsvertreter. 

- Der Einzug der Umlage erfolgt auf bewährtem Wege über die 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung; die für Abgaben 
üblichen Kontrollmöglichkeiten sind vorgesehen. 

- Rolle des Staates bleibt die Setzung der Rahmenbedingungen 
für eine weiterhin einzelbetrieblich verantwortete Berufsausbil- 
dung und ihre Finanzierung, die im Fall einer drohenden Ausbil- 
dungsplatzlücke um ein Element überbetrieblicher Finanzie- 
rung ergänzt wird. 


C. Alternativen 

Das Gesetz wird erst dann wirksam, wenn kein auswahlfähiges 
Ausbildungsplatzangebot besteht: Das Angebot muß danach die 
Nachfrage um mindestens 12,5 % übersteigen (9 Plätze für 8 Be- 
werberinnen und Bewerber). Das Gesetz verweist daher selbst 
auf die Alternative, durch einzelbetriebliche, tarifvertragliche 
oder Finanzierungsregelungen von Kammern und Verbänden ein 
auswahlfähiges Ausbildungsplatzangebot sicherzustellen. Ihnen 
gegenüber sind die Regelungen dieses Gesetzes strikt subsidiär. 
Das gilt auch für Ausbildungsabsprachen der beruf sbildungspoli- 
tisch Verantwortlichen auf Bundes-, Länder- oder regionaler Ebe- 
ne. Sie werden durch das Gesetz nicht erübrigt, sondern voraus- 
gesetzt. Das Gesetz greift erst ein, wenn alle diese Bemühungen 
nicht zum Erfolg führen. Dann ist es allerdings ohne Alternative. 

Dem Gesetz hegt der Kemgedanke zugrunde, daß die Gruppe 
aller privaten und öffentlichen Arbeitgeber für alle ausbildungs- 
platzsuchenden Jugendlichen ein auswahlfähiges Berufsausbü- 
dungsangebot anbieten und hierfür gegebenenfalls im Wege ei- 
ner Umlage die notwendigen Mittel bereitstehen muß. Hiervon 
ausgehend ist dieses Gesetz unter Nutzung von solidarischen Fi- 
nanzierungsregelungen, wie sie in anderen Industrieländern mit 
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Erfolg - und akzeptiert von der Wirtschaft - angewendet werden, 
den Anforderungen an ein zukunftsfähiges Berufsausbildungs- 
system im geeinten Deutschland entsprechend entwickelt wor- 
den. Zu erwähnen sind insbesondere folgende Finanzierungssy- 
steme: 

- In Frankreich wird eine „taxe d'apprentissage" in Höhe von 
0,5 % der Bruttolohn- und -gehaltssumme erhoben. Auf diese 
Abgabe wird in begrenztem Umfang ein Teil der betrieblichen 
Aufwendungen, insbesondere Ausbildungsvergütungen und 
Kosten für das Ausbildungspersonal, angerechnet. Auch die fi- 
nanzielle Unterstützung von staatlichen Ausbüdungszentren 
wirkt steuerbefreiend. Dem „französischen Modell "entlehnt ist 
in diesem Gesetz die Möglichkeit, eigene Berufsausbildungsauf- 
wendungen einschließlich der Aufwendungen für bestehende 
Umlagen, etwa in der Bauindustrie, auf die Ausbildungsplatz- 
umlage anzurechnen. Grundsätzlich werden so nur diejenigen 
Arbeitgeber zahlungspflichtig, deren tatsächliche Ausbüdungs- 
leistung - oder Beitrag zu einem bestehenden Umlagesystem - 
unterhalb der erf orderlichen Ausbildungsleistung hegt. 

- In Dänemark besteht ein gesetzüch verankertes Umlagefinan- 
zierungssystem, das unter weitgehender Mitbestimmung der Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen durchgeführt wird. 
Alle Arbeitgeber zahlen pro vollbeschäftigten Arbeitnehmer 
einen jährlichen Festbetrag in einen Auszubildenden-Fonds 
(„ Arbejdsgivemes Elevrefusion" , AER) ein. Die/der jeweils erste 
und jeweüs fünfzigste Beschäftigte und die Auszubüdenden ei- 
nes Betriebes gehen in die Bemessung der Abgabe nicht ein. 
Aus Mitteln des Fonds erhalten die Betriebe bis zu 90 % der Ko- 
sten der überbetrieblichen Unterweisung erstattet. Außerdem 
wird ein nach Ausbildungsjahren gestaffelter Zuschuß für jedes 
zusätzüch geschaffene betriebliche Ausbüdungsverhältnis ge- 
leistet. Der Fonds ist eine paritätisch besetzte gemeinsame Ein- 
richtung der Tarifvertragsparteien, auf deren Empfehlung die 
Höhe der Umlage jährlich vom Parlament beschlossen wird. 
Diese beiden Elemente des „dänischen Modells" sind in dieses 
Gesetz übernommen worden, ebenso die Konzentration eines 
Teils der Fondsmittel auf zusätzliche Ausbildungsplätze. 

- In Österreich ist zum 1. Juli 1997 der „Entfall der Dienstgeber- 
beiträge zur Krankenversicherung in den ersten drei Lehrjah- 
ren" in Kraft getreten. Diese pauschale Entlastung der Arbeitge- 
ber von einem Teü der Aufwendungen für alle Auszubildenden 
wird durch Erhöhung des Arbeitgeberanteils zur Krankenversi- 
cherung der Angestellten um 0,1% finanziert. Soweit daraus 
Mindereinnahmen in der Krankenversicherung resultieren, wer- 
den diese vom österreichischen Wirtschaftsministerium getra- 
gen. Diese Wirtschaftsförderungsmaßnahme ist Teü eines Kon- 
senses zur „Reform der Lehrlingsausbüdung" verschiedener 
Bundesministerien mit dem Österreichischen Gewerkschafts- 
bund, der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeiter- 
kammer und der Vereinigung österreichischer Industrieller. 

Der Konsensgedanke - und nicht der von Gegnern einer Umlage 
geprägte Begriff einer „Strafsteuer" - liegt auch diesem Gesetz zu- 
grunde: Die Entscheidung über den Umfang der eigenen Ausbü- 
dungsleistung hegt allein beim Unternehmen, das über seine Per- 
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sonalplanung und Qualifizierungsmaßnahmen nach wirtschaftli- 
chen Überlegungen auch weiterhin allein entscheiden muß. Bil- 
den aber alle Arbeitgeber zusammen nicht genügend aus, um al- 
len Jugendlichen eine berufliche Perspektive zu bieten, so kann 
die Gesellschaft diesen Zustand aus Gründen, die ökonomischen 
Motive überragen, nicht den Kräften des Marktes allein überlas- 
sen. Die Solidarität aller Arbeitgeber - untereinander und gegen- 
über allen Jugendüchen - muß sich in dieser ernsten Situation 
bewähren. Die Alternative zu diesem Gesetz wäre sonst in 
der - allmählichen - Verstaatlichung des Berufsausbildungssy- 
stems zu suchen, eine keinesfalls wünschenswerte Perspektive. 


D. Kosten 

Bund und Ländern entstehen zunächst Vorfinanzierungskosten, 
die jedoch im Folgejahr aus Mitteln der Ausbildungsplatzumlage 
ausgeglichen werden. Bund und Länder haben in den letzten Jah- 
ren in steigendem Umfang öffentliche Mittel für Sonderpro- 
gramme ausgegeben. Im Haushaltsjahr 1996 wurden hierfür unter 
Einschluß der von der Bundesanstalt für Arbeit bereitgestellten 
Mittel nach Angaben der Bundesregierung etwa 3 Mrd. DM auf- 
gewendet. Hinzu kommen Aufwendungen der Länder in nicht 
bekannter Höhe für die Ausweitung der vollzeitschulischen Bil- 
dung und Ausbildung von Jugendüchen, die entgegen ihrem 
Wunsch keinen betriebüchen Ausbüdungsplatz gefunden haben. 
Diese Mittel können zur Quaütätssicherung in der beruflichen Bil- 
dung und zur Verringerung der Steuerlast oder der Lohnnebenko- 
sten eingesetzt werden. Außerdem kann die Benachteiügtenför- 
derung durch die Bundesanstalt für Arbeit auf ihren eigentlichen 
Zweck konzentriert werden, es Jugendüchen zu ermögüchen, ei- 
nen qualifizierten Abschluß zu erwerben, die ohne besondere 
Stützmaßnahmen kaum eine Chance zu einem qualifizierten Be- 
ruf szugang hätten. 

Da das Gesetz von der Arbeitsverwaltung durchgeführt wird, die 
hinreichend Erfahrungen mit der Förderung der beruflichen Bü- 
dung und mit dem Beitragseinzug hat, werden in den Arbeits- 
ämtern zusätzüche Verwaltungskosten in überschaubarem Um- 
fang anfaüen. Außerdem muß der zentrale Beruf sausbüdungsför- 
derungsfonds betreut werden. Die notwendigen Personal- und 
Sachmittel werden der Bundesanstalt für Arbeit hieraus erstattet. 
Mit dem Einzug der Ausbüdungsplatzumlage werden die Träger 
der Unfaüversicherung beauftragt, die bereits die Umlage des 
Konkursausfaügeldes einziehen. Auch hier können also erprobte 
Wege der Durchführung genutzt und Verwaltungskosten günstig 
gestaltet werden, die ebenfafls aus dem Fonds zu erstatten sind. 

Die Berufsbüdungsforschung zu Fragen der Kosten- und Ertrags- 
strukturen wird ebenso zu intensivieren sein wie die Erforschung 
des Ausbildungsverhaltens der Wirtschaft und des Berufswahlver- 
haltens der Jugendüchen, Für die Evaluierung des Gesetzes sind 
ebenfafls Mittel vorzusehen bzw. durch Prioritätssetzung im Rah- 
men des mittelfristigen Forschungsprogramms des Bundesinsti- 
tuts für Berufsbüdung bereitzusteüen. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung und Förderung der betrieblichen 
Berufsausbildung (Berufsausbildungsfinanzierungsgesetz - BAFinG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Ziel 

(1) Ziel des Gesetzes ist die Förderung des dualen 
Systems der Berufsausbildung 

1. durch Sicherung der Berufswahl von Bewerberin- 
nen und Bewerbern um Ausbildungsplätze und 
des Anspruchs aller Jugendlichen auf eine qualifi- 
zierte Berufsausbildung, 

2. durch Erfüllung der Ausbildungspflicht aller Be- 
triebe und Verwaltungen, 

3. durch Sicherstellung eines quantitativ und quali- 
tativ auswahlfähigen Ausbildungsplatz angebots 
in Wirtschaft und Verwaltung, 

4. durch solidarische Finanzierung der Berufsausbil- 
dung. 

(2) *Zu diesem Zweck werden aus Mitteln der Aus- 
bildungsplatzumlage (§ 8) Ausbildungsplätze im er- 
forderlichen Umfang (§4) zugekauft und Investitio- 
nen zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 
gefördert (§ 5) sowie überdurchschnittlich ausbü- 
dende Betriebe und Verwaltungen durch einen 
Leistungsausgleich unterstützt (§ 11). 2 Zukauf, För- 
derung und Leistungsausgleich werden von der 
Bundesanstalt für Arbeit durchgeführt. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Stichtag der 30. September eines laufenden Ka- 
lenderjahres, 

2. Arbeitgeber private und öffentliche Arbeitgeber, 

3. Beschäftigte die Arbeiter und Angestellten mit 
Ausnahme der Beamten in öffentlichen Verwal- 
tungen, 

4. Ausbildungsplätze Beruf sausbüdungsverhältnisse 
in anerkannten Ausbüdungsberufen nach dem 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) und der Handwerks- 
ordnung, 

5. betriebliche Beruf sausbüdungsverhältnisse Aus- 
büdungsplätze in Betrieben und betrieblichen 
Ausbüdungsverbünden, 

6. erforderliche Ausbüdungsleistung der Quotient 
aus der Zahl der Auszubüdenden zuzüglich der 
Zahl der unversorgten Bewerberinnen und Bewer- 
ber um Ausbüdungsplätze und der Beschäftigten, 


7. tatsächliche Ausbüdungsleistung der Quotient 
aus der Zahl der Auszubüdenden und der Be- 
schäftigten, 

8. Bemessungsgrundlage für die Ausbüdungsplatz- 
umlage (§ 8) die Summe aus Bruttoentgeltsumme 
(Bruttolohn- und -gehaltssumme) und Gewinn 
oder Verlust vor Steuern (Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit) . 

§3 

Anwendungsbereich 

dieses Gesetz güt für private und öffentliche 
Betriebe und Verwaltungen. 2 Sie soüen zur Sicher- 
steüung eines bundesweit auswahlfähigen Ausbü- 
dungsplatz angebots (§ 4) mindestens die erforder- 
liche Ausbüdungsleistung (§ 2 Nr. 6 in Verbindung 
mit § 4 Abs. 5 Nr. 1) erbringen. 

§4 

Auswahlfähiges Ausbildungsplatzangebot 

(1) Liegt bundesweit und regional kein auswahl- 
fähiges Ausbüdungsplatzangebot vor, wird die vor- 
handene Ausbüdungsplatzlücke durch Zukauf oder 
Förderung zusätzlicher Ausbüdungsplätze geschlos- 
sen. 

(2) ^in bundesweit und regional auswahlfähiges 
Ausbüdungsplatzangebot hegt vor, wenn es am Stich- 
tag bundesweit und in der überwiegenden Mehrzahl 
der Landesarbeitsamtsbezirke über 112,5 vom Hun- 
dert der Ausbüdungsplatznachfrage liegt. 2 Das Aus- 
büdungsplatzangebot ist nicht mehr auswahlfähig, 
wenn es bundesweit oder in mehr als zwei Lan- 
desarbeitsamtsbezirken bis zum Stichtag unter 
112,5 vom Hundert der Ausbüdungsplatznachfrage 
hegt. 

(3) Ausbüdungsplatzangebot ist die Summe aus 
den am Stichtag in das Verzeichnis der zuständigen 
Stehen (§§ 31 ff. Berufsbüdungsgesetz, §§ 28 ff. Hand- 
werksordnung) eingetragenen, in den vergangenen 
zwölf Monaten neu begründeten betrieblichen Be- 
rufsausbüdungsverhältnissen und den bis zum Stich- 
tag den Arbeitsämtern gemeldeten, aber nicht be- 
setzten betrieblichen Ausbüdungsplätzen. 

(4) Ausbüdungsplatznachfrage ist die Summe aus 
den am Stichtag in das Verzeichnis der zuständigen 
Stehen (§§ 31 ff. Beruf sbüdungsgesetz, §§28 ff. Hand- 
werksordnung) eingetragenen, in den vergangenen 
zwölf Monaten neu begründeten betrieblichen Be- 
rufsausbüdungsverhältnissen und den bis zum Stich- 
tag den Arbeitsämtern gemeldeten, aber nicht ver- 
mittelten Ausbüdungsplatzbewerbem. 
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(5) Die Bundesregierung trifft in dem dem Deut- 
schen Bundestag und dem Bundesrat zuzuleitenden 
Berufsbildungsbericht aufgrund von Daten der Bun- 
desanstalt für Arbeit und der zuständigen Stellen für 
den Stichtag die notwendigen Feststellungen 

1. über die erforderliche Ausbildungsleistung (§ 2 
Nr. 6), soweit nötig differenziert nach Wirtschafts- 
zweigen und Betriebsgrößenklassen, 

2. ob ein bundesweit und regional auswahlfähiges 
Ausbildungsplatzangebot vorliegt, 

3. in welchem Umfang eine Vorfinanzierung des 
Zukaufs und der Förderung zusätzlicher Ausbil- 
dungsplätze nach § 6 erforderlich wird, 

4. wie gegebenenfalls eine nur regionale Ausbil- 
dungsplatzlücke geschlossen wird. 

§5 

Zukauf und Förderung zusätzlicher 
Ausbildungsplätze 

(1) Hat die Bundesregierung gemäß § 4 Abs. 5 fest- 
gestellt, daß zum Stichtag voraussichtlich bundes- 
weit und regional kein auswahlfähiges Ausbüdungs- 
platzangebot vorliegen wird, so sind zusätzliche Aus- 
bildungsplätze zuzukaufen oder durch Investitionen 
zu fördern, die nach Feststellung der Verwaltungs- 
ausschüsse der Arbeitsämter vor Ort geeignet sind, 
eine qualifizierte Berufsausbüdung zu gewährleisten. 

(2) a Zukauf oder Förderung sind vorrangig zur 
Schaffung betrieblicher Ausbildungsplätze einzuset- 
zen. 2 Reicht die Schaffung zusätzlicher betrieblicher 
Ausbüdungsplätze nicht aus, um ein auswahlfähiges 
Ausbildungsplatzangebot zu sichern, können 

1. zusätzliche außerbetriebliche Ausbüdungsplätze 
mit einer Abschlußprüfung gemäß den §§34 bis 43 
Berufsbüdungsgesetz, den §§ 31 bis 40 Hand- 
werksordnung zugekauft oder 

2. Investitionen zur Schaffung zusätzlicher betrieb- 
licher oder außerbetrieblicher Ausbüdungsplätze 
gefördert werden. 

(3) Die Arbeitsämter vor Ort schreiben Ausbü- 
dungsplätze, die nach den Absätzen 1 und 2 zuge- 
kauft oder gefördert werden soUen, öffentlich aus. 

(4) Zukauf und Förderung setzen voraus, daß vor 
Beginn der Berufsausbüdung unter Mitwirkung der 
zuständigen Steüen geprüft wurde, ob sie 

1. den Bestimmungen des Berufsbüdungsgesetzes 
entspricht, insbesondere den Auszubüdenden die 
Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt, die zum 
Erreichen des Ausbüdungszieles erforderlich sind, 
und in einer durch ihren Zweck gebotenen Form 
planmäßig, zeitlich und sachlich gegliedert so 
durchgeführt wird, daß das Ausbüdungsziel in der 
vorgesehenen Ausbüdungszeit erreicht werden 
kann, 

2. nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit geplant ist und durchgeführt wird, 
insbesondere die Kosten angemessen sind sowie 

3. unter Berücksichtigung von Lage und Entwick- 
lung des Arbeitsmarktes zweckmäßig ist. 


(5) Zusätzlich sind solche Ausbüdungsplätze, die 
über die Zahl der im Durchschnitt der letzten drei 
Jahre begründeten betrieblichen Berufsausbüdungs- 
verhältnisse hinaus neu geschaffen werden. Vorran- 
gig sind Ausbüdungsplätze bei Betrieben und Ver- 
waltungen zuzukaufen oder zu fördern, die ihrer 
Ausbüdungsverpfüchtung nachgekommen sind, in- 
dem sie in den letzten drei Jahren die erforderliche 
Ausbüdungsleistung (§ 2 Nr. 6 in Verbindung mit § 4 
Abs. 5 Nr. 1) erbracht oder übertroffen haben. 

(6) Bei Zukauf und Förderung ist ein besonderer 
Finanzmittelbedarf für eine qualifizierte Berufsaus- 
büdung insbesondere junger Frauen, benachteiligter 
Jugendlicher, behinderter Jugendlicher und auslän- 
discher Jugendlicher zu berücksichtigen. 

(7) Näheres entscheiden die Arbeitsämter auf der 
Grundlage von Beschlüssen der Verwaltungsaus- 
schüsse und der FeststeUungen der Bundesregierung 
(§4 Abs. 5). 

§6 

Vorfinanzierung durch Bund und Länder 

(1) *Die Mittel für Zukauf und Förderung zusätz- 
licher Ausbüdungsplätze werden je zur Hälfte von 
Bund und Ländern soweit nötig vorfinanziert. 2 Die 
Anteüe der Länder an der Vorfinanzierung werden 
entsprechend der vorhandenen Einwohnerzahl zum 
Stichtag in den jeweiligen Ländern aufgebracht. 3 Die 
Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Deutschen Bundes- 
tages und des Bundesrats Einzelheiten der Vorfinan- 
zierung, insbesondere hinsichtlich ihres Umfangs, zu 
regeln. 

(2) Die Verteüung der Mittel erfolgt nach Maßgabe 
der jeweüs vorhandenen Ausbüdungsplatzlücke auf 
die Landesarbeitsämter und von diesen auf die Ar- 
beitsämter. 

(3) Aus den von Bund und Ländern vorfinanzierten 
Mitteln sowie aus den Einnahmen der Ausbüdungs- 
platzumlage (§ 8) wird von der Bundesanstalt für 
Arbeit ein zweckgebundenes, nicht rechtsfähiges 
Sondervermögen (Berufsausbüdungsförderungsfonds) 
gebüdet. 

§7 

Erstattung der Vorfinanzierung 

*Die Bundesanstalt für Arbeit erstattet Bund und 
Ländern die nach § 6 vorfinanzierten Aufwendungen 
für Zukauf und Förderung zusätzlicher Ausbüdungs- 
plätze entsprechend ihren Anteüen an der Vorfinan- 
zierung aus dem Aufkommen der Ausbüdungsplatz- 
umlage. 2 Reicht das Aufkommen nicht aus, werden 
die vorhandenen Einnahmen aus der Ausbüdungs- 
platzumlage anteilig an Bund und Länder erstattet. 
3 Für das laufende Kalenderjahr nicht erstattete Auf- 
wendungen werden den Aufwendungen für das 
folgende Kalenderjahr zugeschlagen. Überschüsse 
aus dem laufenden Kalenderjahr werden im folgen- 
den Kalenderjahr mit der Vorfinanzierung durch 
Bund und Länder verrechnet. 
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§8 

Ausbildungsplatzumlage 

(1) *Von allen Arbeitgebern, bei denen die tatsäch- 
liche Ausbildungsleistung (§ 2 Nr. 7) hinter der erfor- 
derlichen Ausbildungsleistung (§ 2 Nr. 6) zurück- 
bleibt, wird eine Ausbildungsplatzumlage erhoben. 
2 Bei Ermittlung der tatsächüchen Ausbildungs- 
leistung kann ein bis zum Stichtag angebotener und 
dem örtlichen Arbeitsamt gemeldeter Ausbildungs- 
platz auf Antrag eines Arbeitgebers wie ein begrün- 
detes betriebliches Berufsausbüdungsverhältnis be- 
handelt werden; § 5 Abs. 4 ist entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) *Die Ausbüdungsplatzumlage beträgt unter Vor- 
abzug eigener Beruf sbüdungsaufwendungen (§ 10) 
des Arbeitgebers 1,5 vom Hundert der Bemessungs- 
grundlage (§ 2 Nr. 8). 2 Auf Empfehlung des Verwal- 
tungsrats der Bundesanstalt für Arbeit kann durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Deutschen Bundestages und des Bundes- 
rats bestimmt werden, daß 

1. die Ausbildungsplatzumlage nach einem niedrige- 
ren Umlagesatz erhoben wird, 

2. die Ausbüdungsplatzumlage soweit nötig nach 
Wirtschaftszweigen und Betriebsgrößenklassen 
differenziert wird (§ 4 Abs. 5 Nr. 1), 

3. für öffentliche Verwaltungen ein besonderer Um- 
lagebetrag je fehlenden Ausbüdungsplatz, der 
den durchschnittlichen Nettokosten je Ausbü- 
dungsplatz entspricht, festgelegt wird. 

(3) Der zur Schüeßung der Ausbüdungsplatzlücke 
für Zukauf und Förderung (§ 5 in Verbindung mit § 4 
Abs. 5 Nr. 1) erforderliche Umlagesatz darf nicht un- 
terschritten werden. 

(4) Die Ausbüdungsplatzumlage dient 

1 . dem Zukauf und der Förderung zusätzlicher Aus- 
büdungsplätze nach § 5 sowie 

2. dem Leistungsausgleich nach § 11 für über den 
erforderlichen Umfang hinaus ausbüdende Be- 
triebe und Verwaltungen. 

§9 

Befreiung von der Ausbildungsplatzumlage 

(1) 1 Arbeitgeber, die mindestens die erforderliche 
Ausbüdungsleistung erbringen (§ 8 Abs. 1), sind 
von der Ausbüdungsplatzumlage befreit. 2 § 1 1 bleibt 
hiervon unberührt. 

(2) Auf Antrag sind von der Ausbüdungsplatz- 
umlage zu befreien 

1. Arbeitgeber, deren Bemessungsgrundlage (§2 
Nr. 8) den Betrag von 500 000 Deutsche Mark un- 
terschreitet oder die nicht mehr als fünf Beschäf- 
tigte haben; 

2. Arbeitgeber im Kalenderjahr ihrer Existenzgrün- 
dung sowie im folgenden Kalenderjahr. 

(3) J In besonderen Härtefäüen, in denen die Heran- 
ziehung zur Ausbüdungsplatzumlage unzumutbar 
ist, kann die Bundesanstalt für Arbeit auf Antrag 


eines Arbeitgebers seinen Beitrag ermäßigen, stun- 
den oder ganz erlassen. 2 Ein besonderer HärtefaU 
hegt insbesondere vor, wenn Ermäßigung, Stundung 
oder Erlaß der Ausbüdungsplatzumlage zur Abwen- 
dung der Zahlungsunfähigkeit erfolgt. 

§ 10 

Vorabzug von Berufsbildungsaufwendungen 
der Arbeitgeber 

(1) Von der Ausbüdungsplatzumlage kann der 
Arbeitgeber Aufwendungen für aüe besetzten Aus- 
büdungsplätze bis zur Höhe seiner Zahlungsver- 
pflichtung absetzen. 

(2) Absetzbar sind gemäß Rechtsverordnung der 
Bundesregierung nach § 11 Abs. 2 

1. Aufwendungen für die eigene betriebliche Beruf s- 
ausbüdung unter Abzug der dieser zuzurechnen- 
den Erträge, 

2. Aufwendungen zur Förderung von Ausbüdungs- 
plätzen, die tarifvertraglich vereinbart, gesetzlich 
oder durch Beschluß eines Arbeitgeberverbandes 
oder mehrerer Arbeitgeber oder der zuständigen 
Kammer geregelt sind, unter Abzug hieraus emp- 
fangener Leistungen. 

§ 11 

Förderung durch Leistungsausgleich 

(1) 1 Arbeitgeber, die mehr Ausbüdungsplätze be- 
setzen, als es der erforderlichen Ausbüdungsleistung 
entspricht, erhalten für jeden nach § 5 Abs. 5 zusätz- 
lich besetzten, nicht nach § 4 Abs. 1 und § 5 zu- 
gekauften oder geförderten Ausbüdungsplatz auf 
Antrag eine Gutschrift (Leistungsausgleich). 2 Der 
Leistungsausgleich erfolgt nach Abzug sämtlicher 
Kosten für Zukauf und Förderung zusätzlicher 
Ausbüdungsplätze aus dem Berufsausbüdungsförde- 
rungsfonds (§ 6 Abs. 3 in Verbindung mit § 7). 

(2) Die Bundesregierung regelt durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. Art und Umfang der Förderung durch Leistungs- 
ausgleich nach Absatz 1, 

2. die Befreiung von der Ausbüdungsplatzumlage 
nach § 9, 

3. Art und Umfang des Vorabzugs von Beruf sbü- 
dungsaufwendungen nach § 10, 

4. welche Ausbüdung, die nicht nach dem Beruf sbü- 
dungsgesetz oder der Handwerksordnung durch- 
geführt wird, dieser auf Antrag als gleichwertig 
gleichgesteüt werden kann. 

§ 12 

Auskunftspflicht 

(1) *Der Arbeitgeber hat binnen drei Monaten nach 
Ablauf des Kalenderjahres, für das die Ausbüdungs- 
platzumlage erhoben worden ist, der Bundesanstalt 
für Arbeit die Gesamtzahl der bei ihm Beschäftigten 
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(Arbeitnehmer und Auszubildenden) mitzuteilen und 
Nachweise über die Bemessungsgrundlage (§ 2 Nr. 8 
in Verbindung mit § 8 Abs. 2) sowie gegebenenfalls 
über die Voraussetzungen eines Leistungsausgleichs 
nach § 1 1 und des Vorabzugs von Berufsbildungsauf- 
wendungen nach § 10 vorzulegen. 2 Näheres über die 
Art der Nachweise regelt die Bundesanstalt für Ar- 
beit. 3 Sie ist berechtigt, die Angaben des Arbeit- 
gebers zu überprüfen. 4 Zu diesem Zweck kann sie 
Einsicht in die Unterlagen des Arbeitgebers nehmen. 

(2) ^ommt der Arbeitgeber seiner Auskunfts- 
pfücht nach Absatz 1 nicht, nicht rechtzeitig oder un- 
vollständig nach, kann die Bundesanstalt für Arbeit 
die Ausbildungsplatzumlage auf Grund einer Schät- 
zung festsetzen. 2 Das Gleiche gilt, falls begründete 
Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des Arbeit- 
gebers bestehen. 3 Der Arbeitgeber ist vorher zu hö- 
ren. 

§ 13 

Festsetzung und Einzug 
der Ausbildungsplatzumlage 

(1) *Die Bundesanstalt für Arbeit setzt die Ausbil- 
dungsplatzumlage des Arbeitgebers fest. 2 Der Ein- 
zug der Ausbildungsplatzumlage erfolgt durch die 
für die Betriebe und Verwaltungen zuständigen 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, die für 
die Einziehung der Umlage des Konkursausfallgel- 
des zuständig sind. 

(2) Die Ausbildungsplatzumlage wird vom 1. Okto- 
ber bis zum 30. September des folgenden Kalender- 
jahres in monatlich gleichbleibenden Beträgen ent- 
richtet. 

(3) l Wird die festgesetzte Ausbildungsplatzumlage 
nicht innerhalb von vier Wochen nach Fälligkeit ent- 
richtet, fällt für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis ein Zuschlag von 1 vom Hundert der rück- 
ständigen Beträge an. 2 Die Bundesanstalt für Arbeit 
kann nach billigem Ermessen Säumniszuschläge 
ermäßigen oder ganz erlassen. 

§14 

Subsidiaritätsgrundsatz 

Tarifvertragliche Regelungen, Umlagen von Ar- 
beitgeberverbänden oder mehrerer Arbeitgeber so- 


wie der zuständigen Kammern zur Schaffung von 
Ausbildungsplätzen und zur Förderung der Berufs- 
ausbildung bleiben unberührt. 

§ 15 

Änderung von Vorschriften 
des Arbeitsförderungsgesetzes 
und des Berufsbildungsförderungsgesetzes 

(1) § 3 Abs. 2 Nr. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 810-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Gesetz vom 29. April 1997 (BGBl. I 
S. 968) geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„3. Die Förderung und Sicherung der beruflichen 
Bildung, soweit sie ihr in diesem Gesetz oder im 
Gesetz zur Sicherung und Finanzierung der be- 
trieblichen Berufsausbildung übertragen ist, " . 

(2) § 3 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des Gesetzes zur Förde- 
rung der Berufsbildung (Beruf sbildungsförderungs- 
gesetz - BerBiFG) vom 23. Dezember 1981 (BGBL I 
S. 1692) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. Januar 1994 (BGBl. I S. 78), das zuletzt durch 
Gesetz vom 26. April 1994 (BGBl. I S. 918) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„ Das zuständige Bundesministerium hat Entwicklun- 
gen in der beruflichen Bildung ständig zu beobach- 
ten und darüber bis zum 1. April jeden Jahres der 
Bundesregierung einen Bericht (Berufsbildungs- 
bericht) vorzulegen, der Bundestag und Bundesrat 
zuzuleiten ist. In dem Bericht sind Stand und voraus- 
sichtliche Weiterentwicklungen der Berufsbildung 
sowie die Durchführung des Gesetzes zur Sicherung 
und Finanzierung der betrieblichen Berufsausbil- 
dung darzustellen. Zur Sicherung eines regional und 
sektoral ausgewogenen Angebots an Ausbildungs- 
plätzen sollen in den Bericht insbesondere Feststel- 
lungen über den Zukauf und die Förderung sowie 
den Leistungsausgleich nach dem Gesetz zur Siche- 
rung und Finanzierung der betrieblichen Berufsaus- 
bildung auf genommen werden. " 

§16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 2. Oktober 1997 
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Begründung 


Allgemeine Begründung 

1. Die Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
ist bei Anerkennung aller Anstrengungen von 
ausbildungswilligen Betrieben und berufsbil- 
dungspolitisch Verantwortlichen katastrophal. Die 
Berufsbildungspolitik der Bundesregierung hat 
sich seit 1994 auf den Abbau sogenannter „aus- 
bildungshemmender Vorschriften" - vielfach also 
auf die Senkung von Mindestqualitätsstandards - 
konzentriert. Eine aktive Förderung durch Anrei- 
ze für Unternehmen, die ihrer Ausbildungsver- 
pflichtung auch in der Zeit des Strukturwandels 
und unternehmerischer Strategien des Personal- 
abbaus und der Kostensenkung nachkommen, 
hat es nicht gegeben. In den neuen Ländern ist 
der systematische Neuaufbau eines modernen 
Anforderungen genügenden, zur Versorgung aller 
Jugendlichen ausreichenden Beruf sausbildungs- 
systems seitens der Bundesregierung seit 1990 
versäumt worden. 

Seit 1991 ist in den alten Ländern jeder vierte Aus- 
bildungsplatz gestrichen worden, vor allem in 
Großbetrieben der Industrie sowie im Dienstlei- 
stungs- und Verwaltungsbereich. Auch im Hand- 
werk, das traditionell über Bedarf ausgebüdet hat, 
ist die Ausbildungsneigung zurückgegangen. Alle 
Lehrstellenversprechen der Wirtschaft haben diese 
Trends nicht umkehren können. 

Nach dem Beruf sbildungs bericht 1997 sind mit 
574 342 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträ- 
gen 1996 bundesweit nur knapp 1 600 oder 0,3 % 
mehr Ausbildungsverträge als 1995 abgeschlossen 
worden. In den neuen Ländern ist ein Plus von 
2 %, in den alten Ländern ein knapper Gleich- 
stand gegenüber 1995 fest gestellt worden. Der 
öffentliche Dienst, heißt es im Berufsbildungs- 
bericht 1997, hat in Erfüllung einer Tarifverein- 
barung in Ausbildungsberufen des öffentlichen 
Dienstes bundesweit 12 % mehr Ausbildungsver- 
träge abgeschlossen. Die gesamten Ausbildungs- 
leistungen des Bundes sind von 1991 bis 1995 
allerdings um fast 50 % zurückgegangen. 

Die Schere zwischen schrumpfendem Ausbil- 
dungsplatzangebot und steigender Ausbildungs- 
platznachfrage öffnet sich weiter: Bis Ende August 
1997, fast am Ende des Berufsberatungsjahres 
1996/97, dem schlechtesten seit Jahrzehnten, 
wurden der Bundesanstalt für Arbeit insgesamt 
571 206 Ausbildungsplätze gemeldet. Das ist ein 
Minus von 17 500 Plätzen oder 3,0% gegenüber 
dem Vorjahr. Die Zahl der Ausbildungsplatz- 
bewerberinnen und -bewerber ist dagegen auf 
753 095 (plus 7,5 %) weiter angestiegen. In den 
alten Ländern ging das Ausbildungsplatzangebot 
seit Herbst 1996 um 3,1 % zurück (neue Länder 
minus 2,4 %, unter Einrechnung der erneut verein- 


barten „Gemeinschaftsinitiative"). Während die 
Ausbüdungsplatznachfrage in Westdeutschland 
um 7,4 % stieg, wuchs sie in Ostdeutschland um 
7,7 %. Auch wenn die Zahl der abgeschlossenen 
Verträge das Vorjahresniveau in etwa erreichen 
kann (Näheres wird erst die zum Jahresende 
vorhegende Statistik der eingetragenen Verträge 
bei den zuständigen Stehen, die sog. Kammerstati- 
stik, zeigen), ist zu erwarten, daß die Berufsbera- 
tungsstatistik zum 30. September 1997 rund 
100 000 unversorgte Jugendhche ausweisen wird. 

Auch in den nächsten Jahren ist mit weiter stei- 
gender Nachfrage zu rechnen, bevor demogra- 
phisch bedingt bei konstantem Bildungsverhalten 
ab Mitte bzw. Ende des nächsten Jahrzehnts ein 
Rückgang der Nachfrage erwartet wird. 

Diese Daten zeigen: 

- Das Lehrstehenversprechen der Wirtschaft, 
1995 und 1996 insgesamt 10% zusätzhche Aus- 
bildungsplätze bereitzustehen, ist nicht einge- 
halten worden. Nicht nur in ganz Ostdeutsch- 
land, sondern auch in zahlreichen Regionen 
Westdeutschlands kann von der verfassungs- 
rechtlich garantierten Berufswahlfreiheit keine 
Rede sein. Bei abnehmender Tendenz beteiligt 
sich nur noch ein Viertel aller Betriebe und Ver- 
waltungen an der Berufsausbildung. 

- In den neuen Ländern sind zwei von drei Aus- 
bildungsplätzen staatlich subventioniert oder 
werden ganz aus Mitteln der Bundesanstalt für 
Arbeit finanziert. Auch in den alten Ländern 
werden zunehmend aus öffentlichen Mitteln 
und Beitragsmitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beit Ausbildungsplätze finanziert. Diese Mittel 
fehlen jedoch für die Modernisierung der Be- 
rufsschulen oder die Qualifizierung des Perso- 
nals in der beruflichen Büdung, z. B. für die Ver- 
mittlung von Medienkompetenz. 

- Das gegenwärtige Finanzierungssystem führt 
zur Fehlleitung von Mitteln. Zahlreiche Jugend- 
hche befinden sich in sog. Warteschleifen. Viele 
von ihnen könnten auch ohne berufsvorbe- 
reitende Maßnahmen mit Aussicht auf Erfolg 
eine betriebliche Berufsausbildung aufnehmen, 
wenn genügend Plätze angeboten würden. 
Statt eine Berufsausbildung aufnehmen zu kön- 
nen, wie sie dies wünschten, sind viele Jugend- 
hche gezwungen, ihren Schulbesuch fortzu- 
setzen oder als Ungelernte zu arbeiten. Viele 
Jugendhche sind wegen der Konkurrenz um 
knappe Ausbildungsplätze zudem gezwungen, 
auf ihren Wunschberuf zu verzichten und sich 
mit Berufen ihrer zweiten, dritten oder vierten 
Wahl zu begnügen. Es ist häufig einfacher, 
einen Studienplatz als einen Ausbildungsplatz 
zu bekommen. 
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- Durch verstärkte Selektivität des dualen Sy- 
stems der Berufsausbildung werden Qualifika- 
tions- und Qualitätsprobleme verschärft. Junge 
Frauen werden verstärkt auf sog. Mädchen- 
berufe verwiesen. Lemschwächere Jugendliche 
werden benachteiligt. Ausländische Jugend- 
liche erhalten immer weniger Ausbildungs- 
plätze. Wegen der wachsenden Ausbildungs- 
platzlücke müssen immer mehr Jugendliche auf 
Ausbildungsplätze ausweichen, die nicht die 
gewünschte Qualität bieten. 

2. Die Vorteile einer Finanzierung der betrieblichen 
Berufsausbildung auf der Grundlage von Ent- 
scheidungen einzelner Betriebe und Verwaltun- 
gen bestehen in einer schnellen, flexiblen und be- 
darfsgerechten Steuerung der Berufsausbildung 
nach Quantität und Berufs Struktur entsprechend 
den von allen Betrieben und Verwaltungen ent- 
wickelten Qualifikationsanforderungen. Die ein- 
zelnen Betriebe und Verwaltungen verfügen über 
eine Vielzahl dezentraler Informationen und Ent- 
scheidungsgrundlagen. Soweit Betriebe und Ver- 
waltungen in ihrer Personalplanung den zukünfti- 
gen Bedarf an Fachkräften in berufsstruktureller 
Gliederung berücksichtigen, erweisen sich diese 
Erwartungen im Normalfall gegenüber jeder 
durch zentrale Instanzen getroffenen Entschei- 
dung als überlegen, weil diese nicht über die 
Summe der Informationen der dezentral operie- 
renden Betriebe und Verwaltungen verfügen 
können. 

Zu einem auswahlfähigen Ausbildungsplatzange- 
bot führt die Finanzierung der Berufsausbildung 
durch einzelne Betriebe und Verwaltungen jedoch 
nur dann, wenn keine nennenswerten Marktun- 
vollkommenheiten und keine gravierenden Stö- 
rungen der Gleichgewichte auf den Gütermärkten 
und auf dem Arbeitsmarkt bestehen. Im Falle 

- konjunktureller Schwankungen, 

- hoher Arbeitslosigkeit, während Arbeitgeber 
gleichzeitig den Nachwuchskräftebedarf nach 
unten korrigieren, 

- steigender Ausbildungsnachfrage infolge demo- 
graphischer Entwicklungen, 

- erheblicher Unsicherheiten oder des Zusam- 
mentreffens einer Vielzahl von Fehleinschätzun- 
gen einzelner Betriebe und Verwaltungen über 
die wirtschaftliche Entwicklung in Perioden tief- 
greifenden wirtschaftlichen Wandels und damit 
verbundener Unsicherheit über den künftigen 
Fachkräftebedarf, 

- von Fehleinschätzungen der tatsächlichen 
Kosten und Erträge der Berufsausbildung durch 
einzelbetriebliche Entscheidungsträger sowie 

- kurzfristiger Ergebnisverantwortung von Unter- 
nehmensleitungen, die Erträge aus langfristi- 
gen Investitionen in die Berufsausbildung ver- 
nachlässigen, 

kann die einzelbetriebliche Finanzierung der 
Berufsausbildung zu wirtschaftlich falschen und 
sozial- und bildungspolitisch unerwünschten Er- 
gebnissen führen. 


Derzeit ist die einzelbetriebliche Finanzierung der 
Berufsausbildung überfordert, ein Ausbildungs- 
platzangebot sicherzustellen, das der gestiegenen 
Nachfrage gerecht wird und ein Potential an 
zukunftsträchtigen Fachkräften gewährleistet, das 
den Qualifikationsanf orderungen eines innova- 
tiven und sozialen Standorts Deutschland ent- 
spricht. 

Staatliche Subventionen in erheblichem Umfang 
waren und sind erforderlich, um die wirtschaf ts- 
politisch, bildungspolitisch und sozialpolitisch 
bestimmte Funktionalität der Berufsausbildung 
sicherzustellen. 

In den neuen Ländern werden ca. 20 % der neu 
begründeten Ausbildungsplätze direkt über das 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) und die „ Gemein- 
schaftsinitiativen " des Bundes und der Länder in 
vollem Umfang finanziert. Weitere gut 40 % wer- 
den über spezifische Landesförderungen zum Teil 
erheblich subventioniert. Diese staatliche Investiti- 
onsquote ist berufsbildungs-, finanz- und ord- 
nungspolitisch bedenklich. Der Umfang der außer- 
betrieblichen gegenüber der betrieblichen Ausbil- 
dung muß zurückgeführt werden. Die Belastung 
der öffentlichen Haushalte hat eine nur kurzfristig 
vertretbare Dimension erreicht. 

Die trotz anhaltender Haushaltsprobleme steigen- 
den Aufwendungen der Länder und des Bundes 
zur Sicherung der beruflichen Erstausbildung ver- 
langen ein politisches Einwirken des Staates auf 
die Wirtschaft, ihrer selbsterklärten und vom Bun- 
desverfassungsgericht festgestellten gesellschaft- 
lichen Verantwortung gerecht zu werden. Dies ist 
nicht nur eine Aufgabe der privaten Wirtschaft, sie 
betrifft auch die öffentlichen Verwaltungen selbst 
und alle öffentlichen Betriebe sowie privatisierten 
Unternehmen. Die gegenwärtig hohen Ausgaben 
von Bund und Ländern zur Förderung der Berufs- 
ausbildung sind letztlich Ergebnis einer Umlage 
von Steuermitteln. Eine längerfristige Mitfinan- 
zierung der betrieblichen Berufsausbildung durch 
die öffentliche Hand oder eine zu hohe Beteili- 
gung des Staates an den Kosten der betrieblichen 
Berufsausbildung führt jedoch zur Aufhebung der 
wirtschaftspolitisch unverzichtbaren Allokations- 
funktion der (einzelbetrieblich finanzierten) be- 
trieblichen Berufsausbildung. 

Dem Ziel des Gesetzes dient eine strikt subsidiäre, 
überbetriebliche Ergänzung der Finanzierung der 
betrieblichen Berufsausbildung. Die Ausbildungs- 
platzumlage nach diesem Gesetz ist unter finanz- 
rechtlichen Aspekten gemäß der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zum Ausbildungs- 
platzförderungsgesetz (10. Dezember 1980) eine 
zulässige Sonderabgabe. Für den einzelnen Be- 
trieb - private wie öffentliche Arbeitgeber - be- 
gründet das Gesetz eine Abgabepflicht, wenn die 
gesetzliche Verpflichtung zur Ausbildung und 
Nachwuchssicherung nicht oder nicht im erforder- 
lichen Umfang erfüllt ist. Da die Mittel vollständig 
in Wirtschaft und Verwaltungen zurückfließen 
und dort entweder zur Finanzierung und Förde- 
rung zusätzlicher Ausbildungsplätze verwendet 
werden oder dem Leistungsausgleich für diejeni- 
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gen Arbeitgeber dienen, die über den erforder- 
lichen Umfang hinaus ausbilden, handelt es sich 
um eine „Ausbildungsplatzumlage Eine solche 
Umlage ist ordnungspolitsch vorteilhaft, weil die 
grundsätzlichen Schwächen der überbetrieblichen 
Finanzierung geringer ins Gewicht fallen als die 
Fehlentwicklungen, die sich aus der unvollkom- 
menen einzelbetrieblichen Finanzierung ergeben. 

Eine überbetriebliche Ergänzung der Finanzie- 
rung der betrieblichen Berufsausbildung durch 
eine Ausbildungsplatzumlage ermöglicht unter 
den Voraussetzungen dieses Gesetzes 

- besser als durch staatliche Subventionierung 
die Bereitstellung eines quantitativ und quali- 
tativ ausreichenden und strukturell bedarfsge- 
rechten Ausbildungsplatzangebotes, 

- eine Stärkung der betrieblichen Ausbildung 
gegenüber außerbetrieblichen Angeboten, 

- den Ausgleich regionaler Unterschiede durch 
gezielten Einsatz der Mittel aus dem Aufkom- 
men der Ausbildungsplatzumlage, 

- eine gerechtere Verteilung der Ausbildungs- 
kosten zwischen Betrieben und Verwaltungen 
sowie die Vermeidung von Wettbewerbsver- 
zerrungen aufgrund unterschiedlicher Ausbil- 
dungsleistungen, 

- die Entlastung der öffentlichen Haushalte von 
Subventionierungskosten durch Bereitstellung 
der Mittel seitens der Betriebe und Verwaltun- 
gen selbst sowie 

- einen ordnungspolitisch, finanzpolitisch und 
wirtschaftspolitisch gewollten Rückzug des 
Staates aus der Verantwortung für die finanzielle 
Absicherung der bestehenden Ausbildungs- 
platzlücke. 

Eine überbetriebliche Finanzierung der betrieb- 
lichen Berufsausbildung durch eine Ausbildungs- 
platzumlage ist ordnungspolitisch allerdings nur 
vertretbar, wenn 

- sich betriebliche Ausbildungsleistungen min- 
dernd auf die Umlage auswirken, 

- die unterschiedlichen Ausbildungskosten in 
den einzelnen Berufen und Branchen berück- 
sichtigt werden können und 

- die Höhe der Ausbildungsplatzumlage stets so 
bemessen ist, daß einzelne Betriebe oder Ver- 
waltungen diese nicht als Alibi für den Rückzug 
aus der Berufsausbildung nutzen. 

Einzelbetriebliche, tarifvertragliche oder Finanzie- 
rungsregelungen von Kammern und Verbänden 
sind einer gesamtwirtschaftlich angelegten Aus- 
bildungsplatzumlage insofern überlegen, als bran- 
chenbezogene Informationen und Differenzierun- 
gen einbezogen und systematisch berücksichtigt 
werden können. Dies kann durch dezentrale Ent- 
scheidungen über Zukauf und Förderung zusätz- 
licher Ausbildungsplätze, wie sie das Gesetz vor- 
sieht, nur begrenzt erfolgen. Fehlleitungen von 
Ressourcen, die bei zentralen Konzepten mit stei- 
gendem Transfervolumen tendenziell zunehmen, 


können durch Finanzierungsregelungen auf der 
Ebene der einzelnen Betriebe und Verwaltungen 
aufgrund größerer Nähe zur einzelbetrieblichen, 
branchenspezifischen Informations-, Planungs- 
und Entscheidungsbasis leichter vermieden wer- 
den. Deshalb ist es sinnvoll, vorzusehen, daß Auf- 
wendungen für die eigene betriebliche Berufsaus- 
bildung sowie die vom Arbeitgeber geleisteten 
Zahlungen an tarifvertraglich vereinbarte Umlagen 
oder Finanzierungsregelungen von Kammern und 
Verbänden abzüglich empfangener Leistungen 
von der Ausbildungsplatzumlage abgesetzt wer- 
den. Gleiches gilt für gesetzliche Finanzierungs- 
regelungen, z. B. im Bereich der Krankenpflege. 

Aus den gleichen Gründen sind verbindliche 
Ausbildungsabsprachen von berufsbildungspoli- 
tisch Verantwortlichen auf Bundes-, Länder- oder 
regionaler Ebene der Ausbildungsplatzabgabe 
vorzuziehen, soweit und solange dadurch ein für 
das gesamte Bundesgebiet auswahlfähiges Aus- 
bildungsplatzangebot erreicht wird. Das vorhe- 
gende Gesetz erübrigt solche Bemühungen kei- 
nesfalls, sondern setzt sie im Gegenteil voraus. 

Ziel des Gesetzes ist es nicht zuletzt, die Durchfüh- 
rung weitgehend in die Hände der für die betrieb- 
liche Berufsausbildung Verantwortlichen zu legen. 
Dies sind die Arbeitgeber und im Rahmen der be- 
trieblichen und überbetrieblichen Mitbestimmung 
die Arbeitnehmer. Sie wirken bereits im Verwal- 
tungsrat der Bundesanstalt für Arbeit und den Ver- 
waltungsausschüssen der örtlichen Arbeitsämter 
bei der Durchführung der Arbeitsmarktpohtik zu- 
sammen, außerdem im Hauptausschuß des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung. Dieser nimmt unter 
anderem zu dem jährlich vorzulegenden Berufs- 
bildungsbericht Stellung, in dem die Bundesregie- 
rung künftig festzustellen hat, ob ein auswahl- 
fähiges Ausbildungsplatzangebot vorhegt und wie 
gegebenenfalls eine bundesweite oder in einer 
Reihe von Landesarbeitsamtsbezirken festgestellte 
Ausbildungsplatzlücke zu schließen ist. 

Das Konsensprinzip in der beruflichen Bildung 
und die Autonomie der Berufsbildungspraxis wer- 
den durch das Gesetz erhebhch gestärkt. Die Mit- 
wirkung der Vertreter der Arbeitgeber und der Ar- 
beitnehmer reicht von der Entscheidung darüber, 
in welchem Umfang tatsächlich ein Leistungsaus- 
gleich erfolgen soll, bis hin zur Durchführung von 
Zukauf und Förderung vor Ort unter Einschluß 
eines Ausgleichs zwischen beitragsschwachen 
und beitragsstarken Regionen. 

3. Das Gesetz sieht daher im einzelnen vor: 

- Betriebe und Verwaltungen, die nicht im erfor- 
derlichen Umfang ausbilden, beteiligen sich an 
einer Ausbildungsplatzumlage, die in einen bei 
der Bundesanstalt für Arbeit gebildeten und da- 
mit von Arbeitgebern und Gewerkschaften ge- 
meinsam verwalteten Sonderfonds eingezahlt 
wird. Der Umlagesatz ist so festzusetzen, daß 
die Mittel zumindest ausreichen, um die voraus- 
sichtliche Ausbildungsplatzlücke durch Zukauf 
und Förderung von vorrangig betrieblichen 
Kapazitäten zu schließen. 
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- Arbeitgeber, die über den erforderlichen Um- 
fang hinaus ausbilden, erhalten aus den Mitteln 
der Ausbildungsplatzumlage eine Gutschrift. 
Über den Umfang des Leistungsausgleichs wird 
auf Empfehlung des Verwaltungsrats der Bun- 
desanstalt für Arbeit entschieden. Ziel ist es, 
zwischen ausbildenden und nicht oder wenig 
ausbildenden Betrieben und Verwaltungen 
einen gerechten Leistungsausgleich durchzu- 
führen. Auch hiervon geht ein - allerdings kaum 
vorher quantifizierbarer - Anreiz zur Beteiligung 
an der „ grupp ennützigen" Aufgabe Berufsaus- 
bildung und Nachwuchssicherung aus. 

- Kleine Betriebe und Verwaltungen sowie Betrie- 
be und Verwaltungen in Existenznot werden 
von der Ausbildungsplatzumlage befreit. Eigene 
Berufsbildungsauf Wendungen, zu denen auch 
Aufwendungen für Branchenfonds, tarifvertrag- 
liche Regelungen, Kammerumlagen und Ver- 
bundprojekte gehören, werden auf die Zah- 
lungsverpflichtung aus der Ausbildungsplatz- 
umlage angerechnet. Das Gesetz ist daher sub- 
sidiär gegenüber derartigen, in der Verantwor- 
tung der Wirtschaft organisierten Umlagesyste- 
men. 

- Die Ausbildungsplatzumlage wird als Vomhun- 
dertsatz der Bemessungsgrundlage erhoben, 
die aus den beiden Komponenten Bruttolohn- 
und -gehaltssumme der abhängig Beschäftigten 
plus Einkommen aus Unternehmertätigkeit des 
Betriebes gebildet wird. Weist ein Betrieb in 
dem betreffenden Jahr keinen Gewinn, sondern 
Verlust aus, so wird dieser von der Bruttoent- 
geltsumme abgezogen. Dies hat den gewünsch- 
ten Effekt, daß Betriebe, die sich in wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten befinden, eine geringe- 
ren Beitrag zahlen müssen. 

- Die erforderliche Ausbildungsleistung kann 
durch Rechtsverordnung nach Branchen und 
Betriebsgrößenklassen differenziert werden, um 
den je unterschiedlichen Bedarf an Fachkräften 
auf den unterschiedlichen Qualifikationsebe- 
nen zu berücksichtigen. 

- Primärer Zweck des Gesetzes ist die Schließung 
einer Ausbildungsplatzlücke zum Ende des Be- 
rufsberatungsjahres (30. September). Auf öffent- 
liche Ausschreibung durch die örtlichen Arbeits- 
ämter werden aus der Ausbildungsplatzumlage 
zusätzliche Ausbildungsplätze vorrangig von 
solchen Betrieben und Verwaltungen zugekauft 
oder gefördert, die in den letzten drei Jahren 
mindestens die erforderliche Ausbildungslei- 
stung erbracht haben und die bereit sind, über 
ihre Ausbildungsverpflichtung hinaus auszu- 
bilden. Hilfs- bzw. übergangsweise wird es not- 
wendig sein, weiterhin außerbetriebliche Kapa- 
zitäten zuzukaufen, wenn das regionale betrieb- 
liche Angebot nicht rasch erweitert werden 
kann. Dem dient auch die nach dem Gesetz 
durchzuführende Investitionsförderung. 

- Im Gesetz ist die Möglichkeit vorgesehen, daß 
der Umlagesatz - ähnlich wie der Beitrags- 
satz zur Arbeitslosenversicherung (§174 des 
Arbeitsförderungsgesetzes) - auf Empfehlung 


des Verwaltungsrats bei der Bundesanstalt für 
Arbeit von der Bundesregierung durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Deutschen 
Bundestages und des Bundesrats niedriger fest- 
gesetzt wird, als es der an sich erforderlichen 
Ausbildungsleistung entspricht. Dies hat zur 
Folge, daß der Leistungsausgleich nicht in vol- 
lem Umfang der Nettokosten, sondern auf ei- 
nem niedrigeren Niveau erfolgt. In jedem Fall 
sind aber die Mittel aufzubringen, die für 
Zukauf und Förderung der zur Schließung der 
Ausbildungsplatzlücke erforderlichen Ausbil- 
dungsplätze benötigt werden. 

- Der Umlagesatz bewirkt aufgrund der Möglich- 
keit der Anrechnung eigener Aufwendungen, 
der Befreiung kleiner Betriebe und von neu 
gegründeten Betrieben sowie von Betrieben 
in wirtschaftlichen Schwierigkeiten keine Er- 
höhung der gesamtwirtschaftlichen Lohnkosten 
in gleicher Höhe. Diese steigen vielmehr nur 
um den Betrag, der für Zukauf und Förderung 
von Ausbildungskapazitäten verwendet werden 
muß, und der sonst von der Allgemeinheit 
(öffentliche Hand) und den Beitragszahlem der 
Bundesanstalt für Arbeit aufzubringen wäre, da 
jedem Jugendlichen ein qualifizierter Berufs- 
einstieg ermöglicht werden muß. 

- Zukauf und Förderung werden durch Bund und 
Länder soweit notwendig vorfinanziert. Die Vor- 
finanzierungskosten werden ihnen im Folgejahr 
aus Mitteln der Ausbildungsplatzumlage erstat- 
tet. Zukauf, Förderung und Leistungsausgleich 
werden von der Bundesanstalt für Arbeit durch- 
geführt. 

- Aus der Umlage wird ein nicht rechtsfähiges 
Sondervermögen bei der Bundesanstalt für 
Arbeit gebildet. Die Mittel aus diesem Berufs- 
ausbildungsförderungsfonds dürfen nur für die 
in diesem Gesetz vorgesehenen Zwecke ver- 
wendet werden. 

- Über einen regionalen Ausgleich zwischen bei- 
tragsschwachen und beitragsstarken Regionen 
entscheidet der Verwaltungsrat der Bundes- 
anstalt für Arbeit, in dem Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften vertreten sind, anhand der festge- 
stellten regionalen Ausbildungsplatzlücken. 

- Die Durchführung des Gesetzes auf der Arbeits- 
amtsebene wird aufgrund von Entscheidungen 
der Verwaltungsausschüsse wesentlich von den 
örtlichen Vertretern der Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften gestaltet. Auf diese Weise wird 
das Konsensprinzip in der beruflichen Bildung 
gestärkt. Die Verwaltungsausschüsse kennen 
die Ausbildungssituation in ihrem Bereich, und 
sie allein können die für den Zukauf und die 
Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze not- 
wendigen Erfordernisse des regionalen Arbeits- 
marktes abschätzen. Darüber hinaus wirken sie 
an einer Reihe wichtiger Fragen mit: 

- Bis zum Stichtag gemeldete, aber unbesetzt 
gebliebene Ausbildungsplätze können bei 
der Berechnung der Ausbildungsleistung 
eines Arbeitgebers wie ein besetzter Ausbil- 
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dungsplatz gewertet werden. Dies ist schon 
deshalb notwendig, weil ein bundesweit aus- 
wahlfähiges Ausbildungsplatzangebot vor- 
gehalten werden muß, mit der notwendigen 
Folge, daß nicht jeder angebotene Platz auch 
tatsächüch besetzt werden kann. 

- Betriebe und Verwaltungen, die besondere 
Leistungen für eine qualifizierte Berufsausbil- 
dung von Mädchen, z.B. in frauenuntypi- 
schen Berufen, sowie von lemschwächeren, 
benachteiligten oder ausländischen Jugendli- 
chen erbringen, sollen gezielt unterstützt wer- 
den. Auch hierzu bedarf es des Sachverstan- 
des der örtlichen Verwaltungsausschüsse. 

- Über die Durchführung des Gesetzes werden 
der Deutsche Bundestag, der Bundesrat und die 
Öffentlichkeit im Rahmen des jährlichen Berufs- 
bildungsberichts von der Bundesregierung un- 
terrichtet. Der Deutschen Bundestag und der 
Bundesrat sind auch bei allen für die Durchfüh- 
rung notwendigen Rechtsverordnungen einzu- 
schalten. Den Regierungen von Bund und Län- 
dern und den Parlamenten ermöglicht das Ge- 
setz, wirksame Maßnahmen in einem gesell- 
schaftspolitisch wichtigen Feld der Zukunftsge- 
staltung zu ergreifen, und den Rahmen für ein 
von der Wirtschaft weiterhin selbst verantworte- 
tes Aufgabengebiet herzustellen. 

Einzelbegründung 

Zu § 1 (Ziel) 

Das Gesetz setzt sich ausdrücklich die Stärkung des 
Systems der dualen Berufsausbildung zum Ziel, will 
also nichts Neues an seine Stelle setzen. Die einzel- 
betriebliche Verantwortung wird nicht ersetzt, son- 
dern ergänzt um ein Element notwendiger gemein- 
samer Finanzierung. Dementsprechend betont Ab- 
satz 1 das Recht aller Jugendlichen auf eine freie Be- 
rufswahl (Artikel 12 GG) und eine qualifizierte Be- 
rufsausbildung sowie die verfassungsrechtliche Aus- 
bildungsverpflichtung aller Betriebe und Verwaltun- 
gen, wie sie das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Entscheidung vom 10. Dezember 1980 bekräftigt hat. 
Gleichrangig werden sodann die Mittel zur Errei- 
chung dieser Ziele aufgeführt. 

Absatz 2 Satz 1 faßt den Inhalt des Gesetzes gleich- 
sam in einer Übersicht zusammen, indem es die Ver- 
wendung der Ausbildungsplatzumlage zugunsten 
des Zukaufs und der Förderung zusätzlicher Aus- 
bildungsplätze sowie der Durchführung eines Lei- 
stungsausgleichs festlegt. Absatz 2 Satz 2 überträgt 
ihre Durchführung der Bundesanstalt für Arbeit und 
damit der Selbstverwaltung von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern. 


Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 erläutert der besseren Übersichtlichkeit halber 
die wichtigsten Begriffe des Gesetzes. Dem für die 
Sicherung der beruflichen Bildung zentralen Begriff 
des auswahlfähigen Ausbildungsplatzangebots wid- 
met sich eine eigene Bestimmung (§ 4). 


Da es für die Bestimmung eines im Sinne des Ge- 
setzes auswahlfähigen Ausbildungsplatzangebots 
eines Stichtags bedarf, wird dieser durch Nummer 1 
auf den 30. September eines Kalenderjahres festge- 
legt. Dies Datum entspricht dem Ende eines Berufs- 
beratungsjahres und dem spätesten Zeitpunkt des 
regelmäßigen Beginns der Berufsausbildung nach 
dem Berufsbildungsgesetz und der Handwerks- 
ordnung. 

Nummer 2 bezieht öffentüche Verwaltungen in das 
Gesetz ein, indem es seinen Arbeitgeberbegriff auf 
private und öffentliche Arbeitgeber erstreckt. 

Nummer 3 nimmt die Beamten in öffentlichen Ver- 
waltungen vom Gesetz aus, weil für deren Berufs- 
ausbildung spezielle Laufbahnvorschriften gelten, 
die mit den Ausbildungsordnungen nach Berufsbil- 
dungsgesetz oder der Handwerksordnung nicht ver- 
glichen werden können. Mit der Ausnahme nur für 
Beamte in öffentlichen Verwaltungen ist gemeint, 
daß Beamte z.B. in kommunalen Eigen- oder Regie- 
betrieben sowie vergleichbaren Einrichtungen im 
Sinne dieses Gesetzes wie andere Beschäftigte be- 
handelt werden, damit diese Einrichtungen bei 
Ermittlung insbesondere der tatsächlichen Ausbil- 
dungsleistung (Nummer 7) nicht bevorzugt werden. 

Den Beamten sind die Soldaten der Bundeswehr und 
die Ersatzdienstleistenden gleichgestellt. 

Nummer 4 begrenzt den Begriff des Ausbildungs- 
platzes auf Berufsausbildungsverhältnisse in aner- 
kannten Ausbildungsberufen nach dem Berufs- 
büdungsgesetz oder der Handwerks Ordnung, und 
nimmt dadurch Anlemverhältnisse oder andere, 
weniger qualifizierte Ausbildungen von der Förde- 
rung durch das Gesetz aus. Gleichwertige Aus- 
bildung, soweit sie nicht nach dem Beruf sbildungs- 
gesetz oder der Handwerks Ordnung durchgeführt 
wird, kann durch Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 2 
Nr. 4 gleichgestellt werden. 

Nummer 5 stellt klar, daß zum Begriff des betrieb- 
lichen Berufsausbildungsverhältnisses - neben sol- 
chen in Betrieben und Verwaltungen - auch Ausbil- 
dungsplätze in betrieblichen Ausbildungsverbünden 
gehören, die aus Gründen der sinnvollen Konzen- 
tration finanzieller Mittel und einer qualifizierten 
Berufsausbildung durch Betriebe und Verwaltun- 
gen, die jede(r) für sich nicht die volle Eignung 
als Ausbildungsstätte erlangen können, geschaffen 
werden. 

Nummer 6 definiert die erforderliche Ausbildungslei- 
stung, an die sowohl die Ausbildungsplatzumlage 
(§ 8) als auch der Leistungsausgleich (§ 11) knüpft. 
Sie wird von der Bundesregierung für den Stichtag 
(30. September des laufenden Kalenderjahres, Num- 
mer 1) fest gestellt. Eine Differenzierung der erforder- 
lichen Ausbildungsleistung nach Branchen und Be- 
triebsgrößen ist möglich (§ 4 Abs. 5 Nr. 1). Es kann 
sich hierbei sowohl um eine einzelbetriebliche Kenn- 
zahl („Ausbildungsquote") als auch um eine bundes- 
weite Durchschnittsquote handeln, ermittelt auf der 
Grundlage der „Kammerstatistik" zum 31. Dezember 
eines Jahres und der Beschäftigtenstatistik der Bun- 
desanstalt für Arbeit. Wegen des normativen Charak- 
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ters der erforderlichen Ausbildungsleistung werden 
die erforderlichen zusätzlichen Ausbildungsplätze 
(Ausbildungsplatzlücke) hinzuaddiert. Da Auszubil- 
dende in der Beschäftigtenstatistik den übrigen Be- 
schäftigten gleichgestellt sind, werden der Zähler 
und der Nenner bei der Berechnung der Ausbil- 
dungsquote um die unversorgten Bewerberinnen 
und Bewerber erweitert, um die bundesweit bzw. 
nach Branchen oder Betriebsgrößenklassen differen- 
zierte „erforderliche Ausbüdungsleistung" ermitteln 
zu können. Erforderlich ist die Ausbildungsleistung, 
deren Erfüllung allen Bewerberinnen und Bewerbern 
um Ausbildungsplätze jedenfalls rein rechnerisch 
einen Ausbildungsplatz garantiert. 

Nummer 7 bestimmt demgegenüber, was unter der 
tatsächlichen Ausbildungsleistung zu verstehen ist. 
Ihre Feststellung ist nötig, um die Arbeitgeber zu er- 
mitteln, die die erforderliche Ausbildungsleistung 
nicht erbringen bzw. übererfüllen. Nur im ersten Fall 
sind sie nach § 8 Abs. 1 zu einer Ausbildungsplatzab- 
gabe verpflichtet. Arbeitgeber, deren tatsächliche 
Ausbildungsleistung mindestens der erforderlichen 
entspricht, sind nicht abgabepflichtig, das heißt von 
der Ausbüdungsplatzabgabe befreit (§ 9 Abs. 1); sie 
erhalten einen Leistungsausgleich (§11). 

Nummer 8 erläutert, aus welchen Bestandteilen sich 
die für die konkrete Beitragsermittlung eines Arbeit- 
gebers benötigte Bemessungsgrundlage zusammen- 
setzt. Zugrunde gelegt werden 

- die Bruttolohn- und -gehaltssumme der abhängig 
Beschäftigten und 

- das Einkommen aus Unternehmertätigkeit. 

Die beiden Bestandteüe dieser bundesweit festzu- 
stellenden Meßgröße werden regelmäßig vom Sta- 
tistischen Bundesamt im Rahmen der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung ermittelt. Die für die 
konkrete Abgabeermittlung des einzelnen Arbeitge- 
bers maßgeblichen betrieblichen Kennziffern liegen 
zum Zeitpunkt der Durchführung der Umlage - nach 
dem Stichtag 30. September - in der Regel für das 
vorangegangene Kalenderjahr vor. Diese beiden 
Meßgrößen zusammen erfassen besser als z.B. der 
Umsatz oder die Bruttoentgeltsumme allein die wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit eines Betriebes: Das 
Einkommen aus Unternehmertätigkeit kann auch 
negativ sein, ein in der Gewinn- und Verlustrech- 
nung des Vorjahres ausgewiesener Verlust schmälert 
also die Bemessungsgrundlage und damit die Höhe 
des eventuellen Beitrags des Unternehmens zur Aus^ 
büdungsplatzumlage . 

Zu § 3 (Anwendungsbereich) 

§ 3 erstreckt den Anwendungsbereich auf Wirtschaft 
und Staat - öffentliche Betriebe und Verwaltungen -, 
deren Ausbüdungsverpflichtung (§ 1) es konkreti- 
siert. Von ihnen wird verlangt, als Mindestnorm we- 
nigstens die zur Einstellung aller Ausbüdungsplatz- 
bewerberinnen und -bewerber erforderliche Ausbil- 
dungsleistung (§ 2 Nr. 6) zu erbringen, wie sie nach 
§ 4 Abs. 5 Nr. 1 jährlich von der Bundesregierung 
„festgestellt 11 wird. 


Zu § 4 (Auswahlfähiges Ausbildungsplatzangebot) 

Die Bestimmung definiert im einzelnen den für das 
Gesetz zentralen Begriff des bundesweit und regio- 
nal auswahlfähigen Ausbildungsplatzangebots, an 
die es in Absatz 1 sogleich die Konsequenzen des Zu- 
kaufs und der Förderung zusätzlicher Ausbüdungs- 
plätze knüpft, wenn und soweit eine Ausbildungs- 
platzlücke vorliegt. Ziel des Gesetzes ist es, eine vor- 
handene Ausbildungsplatzlücke zu schließen. Sie 
entsteht, wenn das Ausbildungsplatzangebot hinter 
der Ausbüdungsplatznachfrage zurückbleibt. Soweit 
keine Ausbildungsplatzlücke vorliegt, finden nach 
diesem Gesetz Umlageerhebung, Zukauf oder Förde- 
rung und Leistungsausgleich nicht statt. 

Nach Absatz 2 muß das Ausbildungsplatzangebot, 
um im Sinne des Gesetzes „auswahlfähig" zu sein, 
um mindestens 12,5 % über der Ausbildungsplatz - 
nachfrage liegen. Dementsprechend ist es nicht 
mehr auswahlfähig, wenn es unter 112,5 % der Aus- 
büdungsplatznachfrage sinkt. Diese Prozentzahl 
entspricht dem Ausbüdungsplatzförderungsgesetz 
(AP1FG) von 1976, die das Bundesverfassungsgericht 
in seiner Entscheidung vom 10. Dezember 1980 aus- 
drücklich anerkannt hat. Dort hat es ausgeführt: 

„Der geforderte Mindestüberhang in Höhe von 
12,5 % der angebotenen Ausbüdungsplätze, bei des- 
sen Unterschreitung die Förderungsmaßnahmen des 
Ausbüdungsplatzförderungsgesetzes einsetzen sol- 
len, dient zwar in erster Linie einer möglichst voU- 
ständigen Befriedigung aUer Ausbüdungswünsche. 
Die Folgen dieser Regelung liegen aber ersichtlich 
auch im objektiven Interesse der Arbeitgeber. Regio- 
nale und branchenspezifische Besonderheiten sowie 
Ausfälle während und nach der Ausbüdung lassen 
erwarten, daß aufgrund einer gewissen Überdek- 
kung zwischen Ausbüdungsplatzangebot und später 
benötigten Arbeitskräften ein insgesamt ausgewoge- 
nes Verhältnis besteht. " 

Soweit die Bestimmung von eitlem „bundesweit und 
regional" auswahlfähigen Ausbüdungsplatzangebot 
spricht, ist vorgesehen, daß bundesweit und in der 
überwiegenden Mehrzahl der Landesarbeitsamtsbe- 
zirke das Ausbüdungsplatzangebot über 112,5% der 
Ausbüdungsplatznachfrage liegt (Absatz 2 Satz 1). 
Die „überwiegende Mehrzahl der Landesarbeits- 
amtsbezirke " erläutert das Gesetz sodann (Absatz 2 
Satz 2) damit, daß das Ausbüdungsplatzangebot in 
nicht mehr als zwei der Landesarbeitsamtsbezirke 
unter 112,5% der Ausbüdungsplatznachfrage sinken 
darf, ohne daß das Gesetz eingreift. Denkbar wäre 
hiernach der Fall, daß zwar bundesweit ein auswahl- 
fähiges Ausbüdungsplatzangebot vorliegt, in bis zu 
zwei Landesarbeitsamtsbezirken aber nicht, ohne 
daß das Gesetz eingreift. Theoretisch denkbar wäre 
sogar der FaU, daß in mehr als zwei Landesarbeits- 
amtsbezirken kein auswahlfähiges Ausbüdungs- 
platzangebot vorliegt, ohne daß das Gesetz eingreift, 
wenn nur bundesweit das Ausbüdungsplatzangebot 
um 12,5% über der Ausbüdungsplatznachfrage liegt. 
Dieser letztere, gegenwärtig äußerst unwahrschein- 
liche FaU ist freilich der einzige, bei dem eine Öffent- 
liche Förderung von Ausbüdungsplätzen durch Bund 
und Länder auch in Zukunft in Betracht kommen 


17 




Drucksache 13/8680 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


könnte (vgl. dazu auch Absatz 5 Nr. 4). Bei den dann 
gegebenen erheblichen regionalen Unterschieden 
des Ausbildungsplatzangebots, die auf eine Ausnah- 
mesituation hinweisen, ist dies indessen auch ver- 
tretbar. 

Hintergrund der Regelung, daß das Ausbildungs- 
platzangebot in nicht mehr als zwei Landesarbeits- 
amtsbezirken unter 112,5% der Ausbildungsplatz- 
nachfrage sinken darf, ohne daß der Zukauf- und 
Förderungsmechanismus des Gesetzes in Kraft tritt, 
ist die nötige Begrenzung der den ausbildungswilli- 
gen Jugendlichen abverlangten Mobilität auf zwei 
Landesarbeitsamtsbezirke, da diese in der Regel ein 
Bundesland umfassen. Angesichts des Alters der 
ausbildungswilligen Jugendlichen und der Tatsache, 
daß es sich bei der Berufsausbildung lediglich um ein 
arbeitnehmerähnliches Vertragsverhältnis handelt, 
dessen Entgelt hinter dem üblichen Arbeitsentgelt 
zum Teil beträchtlich zurückbleibt, erscheint eine 
über mehr als zwei Bundesländer hinausgehende 
Mobilität unzumutbar. Sobald daher in mehr als zwei 
Landesarbeitsamtsbezirken das Ausbildungsplatzan- 
gebot unter 112,5% der Ausbildungsplatznachfrage 
sinkt, entsteht eine mit den Mitteln des Gesetzes 
durch alle Arbeitgeber zu schließende Ausbildungs- 
platzlücke. 

Absatz 3 definiert das Ausbildungsplatzangebot, Ab- 
satz 4 die Ausbildungsplatznachfrage. Die gesetz- 
lichen Bestimmungen entsprechen den in der Berufs- 
bildungspolitik üblichen und statistisch möglichen 
Definitionen, auch für die Prognose, wie sie im jähr- 
lichen Berufsbildungsbericht vorzulegen ist (siehe 
Absatz 5). Entsprechend dem vom Schuljahresende 
bzw. Schulabgang geprägten jährlichen Turnus der 
Einstellung von Auszubildenden wird - begrenzt 
durch den Stichtag 30. September des jeweiligen Be- 
rufsberatungsjahres - ein mit dem Kalenderjahr nicht 
identischer Jahreszeitraum zugrunde gelegt. Dadurch 
können zugleich temporäre Schwankungen sowie 
Nachfrage- oder Angebotssprünge in Grenzen aus- 
geglichen werden. 

Absatz 5 verpflichtet die Bundesregierung, auf der 
Grundlage der ihr von der Bundesanstalt für Arbeit 
sowie von sonstigen zuständigen Stellen - auch 
durch Mitwirkung des Bundesinstituts für Berufsbil- 
dung - zur Verfügung gestellten Daten im bis zum 
1. April eines jeden Kalenderjahres dem Deutschen 
Bundestag und künftig auch dem Bundesrat zuzulei- 
tenden Berufsbildungsbericht festzustellen, ob ein 
auswahlfähiges Ausbildungsplatzangebot vorliegt 
oder nicht. Einen Ermessensspielraum zur Durchfüh- 
rung der Umlage erhebung wie im alten AP1FG hat 
die Bundesregierung hierbei nicht. Der Intention des 
Gesetzes entsprechend tritt bei einer voraussichtlich 
bis zum Stichtag sonst nicht zu schließenden Ausbil- 
dungsplatzlücke die „gruppennützige" (Bundesver- 
fassungsgericht) Abgabeverpflichtung aller Arbeit- 
geber ein, die ihrer Ausbildungsverpflichtung nicht 
nachkommen. Die Bundesregierung stellt zugleich 
die erforderliche Ausbildungsleistung (§ 2 Nr. 6) fest, 
soweit nötig differenziert nach einzelnen Branchen 
und Betriebsgößen, wenn deren Fachkräftebedarf 
und Ausbildungsmöglichkeiten stark vom Durch- 
schnitt abweichen. Liegt kein bundesweit und regio- 


nal auswahlfähiges Angebot vor, teilt die Bundesre- 
gierung den Finanzbedarf für die Vorfinanzierung 
des Zukaufs und der Förderung zusätzlicher Ausbil- 
dungsplätze nach § 6 mit. Außerdem ist sie verpflich- 
tet, bei einer nur regionalen Ausbildungsplatzlücke 
„ festzustellen ", wie diese - mit Hilfe öffentlicher 
Mittel, zum Beispiel durch Ausweitung vollzeitschu- 
lischer Angebote, wozu es einer Abstimmung mit 
dem betroffenen Land bedarf - zu schließen ist, ohne 
daß der Mechanismus des Gesetzes - Zukauf und 
Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze (§5), Vor- 
finanzierung durch Bund und Länder (§§ 6, 7), Aus- 
bildungsplatzumlage (§ 8) - überhaupt in Kraft ge- 
setzt wird. 


Zu § 5 (Zukauf und Förderung zusätzlicher 
Ausbildungsplätze) 

Nachdem durch § 4 Abs. 1 bereits bestimmt ist, daß 
bei Fehlen eines auswahlfähigen Ausbildungsplatz - 
angebots die vorhandene Ausbildungsplatzlücke 
durch Zukauf oder Förderung zusätzlicher Ausbil- 
dungsplätze zu schließen ist, befaßt sich § 5 mit den 
dabei zu beachtenden Kriterien und Verfahrens- 
weisen. 

Absatz 1 bestimmt, daß zugekaufte oder geförderte 
Ausbildungsplätze nach Feststellung der Verwal- 
tungsausschüsse der örtlichen Arbeitsämter geeignet 
sein müssen, eine qualifizierte Berufsausbildung zu 
gewährleisten. Dadurch sollen massenhafte „ Billig- 
ausbildungen “ möglichst vermieden werden. Die 
dezentrale Entscheidung durch die örtlichen Arbeits- 
ämter dient der nötigen Sachnähe bei der Auswahl 
zusätzlicher Ausbildungsplätze. Die Entscheidung 
durch die Verwaltungsausschüsse, in denen Arbeit- 
geber und Gewerkschaften paritätisch vertreten sind, 
dient ebenfalls der Sachnähe der zu treffenden Ent- 
scheidungen, stärkt jedoch zugleich die Autonomie 
der Sozialpartner im Rahmen der Gesetze, deren ge- 
meinsame Verantwortung für die Berufsbildung hier- 
durch unterstrichen wird. 

Es wird unterschieden zwischen dem - kurzfristig zu 
realisierenden - Zukauf von Ausbildungsplätzen zur 
Schließung einer akuten Ausbildungsplatzlücke und 
der Förderung durch Investitionen. Hierbei kann es 
sich insbesondere um Maßnahmen handeln, die auch 
mittelfristig zur Erhöhung des Angebots an qualifi- 
zierten Ausbildungsplätzen, etwa für junge Frauen, 
führen. Weitere Schwerpunkte für ein örtliches „Be- 
rufsbildungsinvestitionsprogramm“ ergeben sich aus 
Absatz 6. Es handelt sich um die „Zielgruppen" be- 
nachteiligte Jugendliche sowie ausländische Jugend- 
liche. Deren Integration in betriebliche Ausbildung ist 
von besonderem bildungspolitischen Interesse und 
erfordert - neben der AFG-Förderung - zusätzliche 
Investitionen. Die Förderung von Berufsbildungsinve- 
stitionen in neu gegründeten Betrieben ist ein weite- 
res Aufgabenfeld. Wenn die Vertreter der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer dies wünschen, können darüber 
hinaus innovative Berufsausbildungsprojekte geför- 
dert werden. Insgesamt ist die Investitionsförderung 
gegenüber dem Zukauf allerdings als nachrangig ein- 
zustufen. Sie muß den qualitativen Anforderungen 
des Berufsbildungsgesetzes entsprechen. 
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Das Gesetz konzentriert seine Maßnahmen auf be- 
triebliche Ausbildungsplätze, zu denen auch solche 
in Ausbildungsverbünden gehören (§ 2 Nr. 5). Dem- 
gegenüber läßt es Absatz 2 Nr. 1 unter der Vorausset- 
zung zu, daß nicht genügend zusätzliche betriebliche 
Ausbüdungsplätze geschaffen werden können, um 
ein auswahlfähiges Ausbildungsplatzangebot zu 
sichern, auch außerbetriebliche Ausbüdungsplätze 
zuzukaufen. Es stellt damit eine klare Rangfolge zwi- 
schen betrieblichen und außerbetrieblichen Ausbü- 
dungsplätzen her. Erstere sind vorrangig, letztere 
nachrangig zuzukaufen. Das gleiche güt nach Ab- 
satz 2 Nr. 2 für Investitionen zur Schaffung zusätz- 
licher betrieblicher wie außerbetrieblicher Ausbü- 
dungsplätze, worunter das Gesetz deren „Förde- 
rung" versteht. Damit definiert es zugleich den an 
verschiedenen Stehen des Gesetzes verwandten Be- 
griff der Förderung. Absatz 2 stellt gleichsam eine 
mehrstufige Rangfolge für Zukauf und Förderung 
zusätzlicher Ausbüdungsplätze auf: 

- Zunächst sind, gleichsam auf dem freien Aus- 
büdungsmarkt, angebotene betriebliche Ausbü- 
dungsplätze zuzukaufen, zu denen auch betrieb- 
liche Ausbüdungsplätze in Ausbüdungsverbün- 
den zugehören. 

- Reicht dies zur Sicherung eines auswahlfähigen 
Ausbüdungsplatzangebots bzw. zur Schließung 
einer bestehenden Ausbüdungsplatzlücke nicht 
aus, können auch außerbetriebliche Ausbüdungs- 
plätze zugekauft werden. 

- Reicht auch das nicht aus, können aus der Ausbü- 
dungsplatzabgabe Investitionen zur Schaffung zu- 
sätzlicher betrieblicher Ausbüdungsplätze finan- 
ziert werden. 

- Besteht hiernach immer noch eine Ausbüdungs- 
platzlücke, können auch Investitionen zur Schaf- 
fung außerbetrieblicher Ausbüdungsplätze geför- 
dert werden. 

Förderung meint dabei nicht nur eine Vollfinanzie- 
rung, sondern auch eine Teilfinanzierung bzw. Sub- 
ventionierung neu geschaffener Ausbüdungsplätze. 

Die Einwerbung zusätzlicher Ausbüdungsplätze er- 
folgt nach Absatz 3 durch öffentliche Ausschreibung 
der örtlichen Arbeitsämter. Dadurch soüen das Prin- 
zip der Freiwilligkeit und der freie Ausbüdungsplatz- 
markt gestärkt werden. Transparenz über Förder- 
möglichkeiten und Chancengleichheit für aüe an der 
Ausweitung ihres Ausbüdungsplatzangebots interes- 
sierten Arbeitgeber - vorrangig solcher, die bereits 
ihrer Ausbüdungsverpflichtung nachkommen - sol- 
len ebenso gewährleistet sein wie Kostengünstigkeit. 
Dies erfordert jedoch die Einhaltung von Mindest- 
qualitätsstandards : 

Den örtlichen Arbeitsämtern obliegen dabei be- 
stimmte Prüfpflichteri, die sie auch heute schon erfül- 
len müssen. Absatz 4 lehnt sich insoweit an § 34 AFG 
sowie § 6 BBiG an. Absatz 4 dient der Qualitätssiche- 
rung der Berufsausbüdung, indem er die Verpflich- 
tung aus Absatz 1 konkretisiert, nur solche zusätzli- 
chen Ausbüdungsplätze zuzukaufen oder zu fördern, 
die eine qualifizierte Berufsausbüdung gewährlei- 
sten. Die „zuständigen Stehen", insbesondere die 


Kammern, sind in Absatz 4 ausdrücklich erwähnt: 
Ohne ihre Mitwirkung wären die Arbeitsämter und 
deren Verwaltungsausschüsse überfordert. 

Absatz 5 Satz 1 definiert des Kriterium der „Zusätz- 
lichkeit" über die Definition der tatsächlichen Aus- 
bildungsleistung in § 2 Nr. 7 hinaus, indem er auf 
den Durchschnitt der in den letzten drei Jahren be- 
gründeten Berufsausbüdungsverhältnisse absteüt. 
Hierdurch sollen Schwankungen vermieden und 
eine stetige betriebliche Planung über längere Zeit- 
räume besonders gewürdigt werden. Nur darüber 
hinaus geschaffene Ausbüdungsplätze sind im Sinne 
des Gesetzes „neu" und damit zusätzlich. Dadurch 
wird verhindert, daß sich Betriebe oder Verwaltun- 
gen mit ihrem Ausbüdungsplatzangebot zunächst 
zurückhalten, um Plätze kurz vor dem Stichtag zum 
Zukauf oder zur Förderung anzubieten. Absatz 5 
Satz 2 nimmt bereits eine Variante des Leistungsaus- 
gleichs (§11) vorweg, indem Zukauf und Förderung 
zusätzlicher Ausbüdungsplätze vorrangig den Betrie- 
ben und Verwaltungen zugute kommen soüen, die in 
den letzten drei Jahren mindestens die erforderliche 
Ausbüdungsleistung nach § 4 Abs. 5 Nr. 1 erbracht 
oder übertroffen haben. Ohne daß es hierzu einer 
zusätzlichen gesetzlichen Regelung bedürfte, ent- 
spricht es dem Rechtsgedanken des Leistungsaus- 
gleichs (vgl. § 8 Abs. 1 Satz 2) auch, wenn weiterhin 
vorrangig bis zum Stichtag angebotene und dem ört- 
lichen Arbeitsamt gemeldete Ausbüdungsplätze zu- 
gekauft und gefördert werden. 

Absatz 6 begründet die Möglichkeit, einen beson- 
deren, höheren Finanzmittelbedarf für Zukauf oder 
Förderung einer qualifizierten Berufsausbüdung 
für junge Frauen, benachteiligte und ausländische 
Jugendliche zu berücksichtigen. „Berücksichtigung" 
bedeutet zugleich auch die notwendige Begründung 
für besondere Bedarfe wie eine Begrenzung des 
Finanzierungsbedarfs. 

Diese besonderen Förderungsmöglichkeiten soüen 
die Förderung benachteüigter Gruppen und behin- 
derter JugendÜcher nach dem AFG nicht ersetzen, 
sondern ergänzen. 

Absatz 7 steüt für aüe Entscheidungen nach § 5 die 
Zuständigkeit der Verwaltungsausschüsse der ört- 
lichen Arbeitsämter klar und stärkt dadurch die Ver- 
antwortung der Sozialpartner und das Konsensprin- 
zip in der Berufsausbüdung. 

Zu § 6 (Vorfinanzierung durch Bund und Länder) 

Um den bürokratischen Aufwand zu minimieren, 
werden Zukauf und Förderung zusätzÜcher Ausbü- 
dungsplätze von Bund und Ländern vorfinanziert. 
Die Vorfinanzierungskosten werden im Folgejahr aus 
Mitteln der Ausbüdungsplatzumlage erstattet. Hier- 
für regelt § 6 die Modaütäten. Die Vorfinanzierung ist 
grundsätzüch so zu bemessen, daß nur der Zahlungs- 
mittelbedarf gedeckt wird, der nicht aus dem Auf- 
kommen der Ausbüdungsplatzumlage (§ 8) gedeckt 
werden kann. Dies bedeutet, daß Bund und Länder 
nicht den Zukauf und die Förderung eines ganzen, 
drei bis dreieinhalb Jahre umfassenden Zeitraums 
der Berufsausbüdung für diejenigen Jugendüchen 
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vorfinanzieren müssen, die zum Stichtag unversorgt 
gebüeben sind. Im Gesetzesvollzug wird die Bestim- 
mung des § 6 für die öffentlichen Hände nur im er- 
sten Jahr der Umlageerhebung zu einer Inanspruch- 
nahme der Haushalte von Bund und Ländern führen 
müssen. Wird die Umlage mehrere Jahre hinter- 
einander erhoben, so werden in dem nach Absatz 3 
zu bildenden Sondervermögen bei der Bundesanstalt 
für Arbeit voraussichtlich genügend Mittel vorhan- 
den sein, um die Vorfinanzierung kontinuierlich aus 
eigener Kraft zu gewährleisten. 

Absatz 1 legt entsprechend der gemeinsamen Ver- 
antwortung für das duale System der Berufsausbil- 
dung den Bundes- und Länderanteil an der Vorfinan- 
zierung nach dem Schlüssel von je 50 % fest. Die 
Länderariteile werden auf der Grundlage ihrer Bevöl- 
kerungsanteile berechnet. Wegen ihres grundrechts- 
sichemden Charakters (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 1) sollen 
an der Vorfinanzierung alle Länder beteiligt werden, 
unabhängig von der Höhe ihrer jeweiligen Ausbil- 
dungsplatzlücke oder sogar eines Angebotsüber- 
hangs. Da es sich bei der Vorfinanzierung um eine 
Angelegenheit handelt, die in die Haushaltshoheit 
von Bund und Ländern eingreift, kann der Bund 
Einzelheiten durch Rechtsverordnung nur mit Zu- 
stimmung des Bundesrates und des Deutschen Bun- 
destages regeln. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Verteilung der Mittel für 
die Vorfinanzierung zur Sicherung eines bundesweit 
und regional ausgewogenen Ausbildungsplatzange- 
bots nach Maßgabe der jeweiligen Ausbildungs- 
platzlücken auf die Landesarbeitsämter erfolgt, die 
sie entsprechend dem tatsächüch erforderlichen zu- 
sätzlichen Ausbildungsplatzangebot an die örtlichen 
Arbeitsämter weiterzuleiten haben. Bei der Weiterlei- 
tung an die örtlichen Arbeitsämter sind auch zusätz- 
liche Bedarfe für besondere Gruppen und die Investi- 
tionsförderung zu berücksichtigen. 

Absatz 3 führt die Mittel aus der Vorfinanzierung und 
der Ausbildungsplatzumlage in einem Sondervermö- 
gen bei der Bundesanstalt für Arbeit, dem Berufsaus- 
bildungsförderungsfonds, zusammen. Dadurch wird 
sichergestellt, daß sie - dem verfassungsrechtlichen 
Zweck dieser Sonderabgabe entsprechend - aus- 
schließlich zur Finanzierung zusätzlicher Ausbil- 
dungsplätze und zur Beseitigung von Ausbildungs- 
lücken nach diesem Gesetz verwendet werden. 

Zu § 7 (Erstattung der Vorfinanzierung) 

§ 7 regelt die Erstattung der Vorfinanzierungkosten 
aus Mitteln der Ausbildungsplatzumlage an Bund 
und Länder. Satz 1 statuiert die Erstattungspflicht. 
Da die von Bund und Ländern übernommenen Vor- 
finanzierungsleistungen aus verschiedenen Gründen 
nicht exakt mit dem Aufkommen aus der Ausbil- 
dungsplatzumlage übereinstimmen müssen, regeln 
die Sätze 2 und 3 die Verrechnung bei Unter- bzw. 
Überdeckung. 

Zu § 8 (Ausbildungsplatzumlage) 

Während die §§ 4 und 5 den Auslösemechanismus 
für die Erhebung der Ausbildungsplatzumlage be- 
zeichnen, der mit Zukauf oder Förderung zusätz- 


licher Ausbildungsplätze zur Schließung einer vor- 
handenen Ausbildungsplatzlücke einsetzt, bestimmt 
§ 8 erstens die abgabepflichtigen Arbeitgeber, zwei- 
tens die Höhe sowie das Verfahren der Festlegung 
der Ausbildungsplatzumlage und drittens ihre 
zweckbestimmte Verwendung. Diese Regelungen 
qualifizieren die Ausbildungsplatzumlage finanzver- 
fassungsrechtlich als Abgabe. 

Abgabepflichtig sind nur Arbeitgeber, die nicht die 
erforderliche Ausbildungsleistung erbringen, deren 
tatsächliche Ausbildungsleistung also hinter der er- 
forderlichen zurückbleibt (Absatz 1 Satz 1). Dadurch 
wird der Kreis der Abgabepflichtigen von vornherein 
eingeschränkt. 

Nach Satz 2 kann dieser Beitrag eines Arbeitgebers 
unter Berücksichtigung seiner Ausbildungsbereit- 
schaft festgesetzt werden, indem bis zum 30. Sep- 
tember eines Jahres angebotene und dem örtlichen 
Arbeitsamt gemeldete, unbesetzte Ausbildungs- 
plätze bei Ermittlung der tatsächlichen Ausbildungs- 
leistung (§ 2 Nr. 7) wie ein bestehendes Berufsaus- 
bildungsverhältnis behandelt werden, soweit sie 
die engen Qualitätskriterien des § 5 Abs. 4 erfüllen 
(Satz 2 zweiter Halbsatz). Die Arbeitsämter sind ge- 
halten, diese Angebote zusammen mit den Kammern 
zu prüfen. Grundsätzlich soll ausbildungswilligen Ar- 
beitgebern kein Nachteil daraus erwachsen, daß 
während des abgelaufenen Berufsberatungsjahres 
angebotene Ausbildungsplätze aus von ihnen nicht 
zu vertretenden Gründen unbesetzt bleiben. Aus die- 
sem Angebotspotential kann - soweit mögüch - auch 
ein Zukauf von Ausbildungsplätzen erfolgen. 

Absatz 1 legt insgesamt betrachtet noch einmal nach- 
drücklich den Schwerpunkt auf die Erfüllung der be- 
trieblichen Ausbildungsverpflichtung, auf den Vor- 
rang des freien Ausbildungsmarkts und die Subsidia- 
rität der Ausbüdungsplatzumlage auch im Einzelfall. 

Absatz 2 Satz 1 legt zunächst den Umlagesatz auf 
1,5 % der Bemessungsgrundlage (Bruttoentgeltsum- 
me plus Gewinn/minus Verlust) fest. Daß dieser Satz 
als Höchstsatz zu betrachten ist, der freilich durch 
den Gesetzgeber zu beobachten und bei einem grö- 
ßeren Finanzierungbedarf für Zukauf und Förderung 
durch eine Novellierung des Gesetzes entsprechend 
anzupassen, d. h. zu erhöhen ist, folgt aus Absatz 2 
Satz 2 Nr. 1. Denn hiernach kann die Bundesregie- 
rung den Umlagesatz auf Empfehlung des Ver- 
waltungsrats der Bundesanstalt für Arbeit und mit 
Zustimmung des Deutschen Bundestages und des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung auch niedriger 
bemessen. Erforderlich ist freilich nach Absatz 3, daß 
ein Umlagesatz festgelegt wird, der zur Schließung 
der vorhandenen Ausbildungsplatzlücke ausreicht. 

In der Rechtsverordnung kann dieser Prozentsatz 
soweit erforderlich nach Wirtschaftszweigen und Be- 
triebsgrößenklassen differenziert werden (Absatz 2 
Satz 2 Nr. 2). 

Da für öffentliche Verwaltungen kein geeigneter 
Maßstab der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit vor- 
handen ist - die Ausweisung von Gewinnen oder 
Verlusten ist nicht möglich -, wird in Absatz 2 Satz 2 
Nr. 3 der Weg beschritten, durch Rechtsverordnung 


20 



Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode Drucksache 13/8680 


einen absoluten Betrag festzusetzen, der den durch- 
schnittlichen Nettokosten eines Ausbildungsplatzes 
entsprechen kann. 

Absatz 4 dient der Klarstellung, für welche Zwecke 
die Ausbildungsplatzumlage ausschließlich erhoben 
werden kann, nämlich für den Zukauf und die Förde- 
rung zusätzlicher Ausbildungsplätze nach § 5 sowie 
den Leistungsausgleich nach § 11. 

Zu § 9 (Befreiung von der Ausbüdungsplatzumlage) 

Absatz 1 Satz 1 konkretisiert die in § 8 Abs. 1 in 
negativer Form enthaltene Befreiung von der Aus- 
büdungsplatzumlage für Arbeitgeber, die mehr Aus- 
büdungsplätze besetzen, als es der erforderlichen 
Ausbüdungsleistung entspricht. Absatz 1 Satz 2 steht 
klar, daß auch von der Ausbüdungsplatzumlage be- 
freite Arbeitgeber einen Leistungsausgleich nach 
§ 11 erhalten können. 

Absatz 2 sieht zusätzliche Befreiungen für kleine Be- 
triebe und Verwaltungen sowie für Existenzgrün- 
dungen vor, letztere zeitlich - auf die ersten beiden 
Kalenderjahre - begrenzt. 

Absatz 3 enthält eine Sonderregelung für Härtefäüe, 
insbesondere bei drohender Zahlungsunfähigkeit. 
Zusätzlich ergibt sich die Möglichkeit, bei der 
Bemessungsgrundlage der Ausbüdungsplatzumlage 
eventueüe Verluste abzuziehen (vgl. § 8 Abs. 2). 
Diese für das gesamte Bundesgebiet geltende Härte- 
klausel ist aufgrund der Schwierigkeiten von Betrie- 
ben in den neuen Ländern, die von der Neustruktu- 
rierung und Anlaufproblemen betroffen sind, ergän- 
zend zu der Befreiung neu gegründeter Betriebe in 
Absatz 2 von besonderem Belang. 

Einzelheiten der Befreiung regelt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 2 Nr. 2. 

Zu § 10 (Vorabzug von Beruf sausbüdungs- 
aufwendungen der Arbeitgeber) 

Eigene Berufsbüdungsaufwendungen können - wie 
dies auch in Frankreich geschieht - von der Ausbü- 
dungsplatzumlage bis zur Höhe der Abgabever- 
pflichtung abgesetzt werden (Absatz 1). 

Mit der Formulierung „bis zur Höhe seiner Abgabe- 
verpflichtung" ist gemeint, daß eigene Berufsbü- 
dungsaufwendungen nicht bis zur voüen Höhe der 
Abgabeverpflichtung abgesetzt werden können. 
Eine solche begrenzte Absetzungsmöglichkeit 
kommt vor aüem in Betracht, wenn der Umlagesatz 
und damit der Leistungsausgleich gemäß § 8 Abs. 2 
Nr. 1 begrenzt wird. Insbesondere, wenn der Umla- 
gesatz deutlich unterhalb der erforderlichen Ausbü- 
dungsleistung liegt, könnten nämlich auch solche 
Betriebe von der Abgabeverpflichtung frei werden, 
deren tatsächliche Ausbüdungsleistung hinter der er- 
forderlichen unter Umständen erheblich zurück- 
bleibt. 

Näheres wäre in der nach Absatz 2 Nr. 1 zu erlassen- 
den Rechtsverordnung zu regeln. Die Regelung 
müßte dann so aussehen, daß für den Faü des § 8 
Abs. 2 Nr. 1 der Vorabzug von Berufsbüdungsauf- 


wendungen des Arbeitgebers auf den Teü seiner 
Abgabeverpflichtung begrenzt wird, der dem Anteü 
seiner tatsächlichen Ausbüdungsleistung an der 
erforderlichen Ausbüdungsleistung aüer Arbeitgeber 
- gegebenenfaüs differenziert nach Wirtschafts- 
zweigen und Betriebsgrößenklassen (vgl. § 4 Abs. 5 
Nr. 1) - entspricht. Einem einzelnen Arbeitgeber soU 
auch in diesem Faü kein Anreiz geboten werden, in 
seinen Ausbüdungsleistungen weiter nachzulassen, 
soweit, daß er gerade noch von der Abgabeverpflich- 
tung frei würde ( „ Freikauf " ) . 

Art und Umfang des Vorabzugs regelt die Bundes- 
regierung durch Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 2 
Nr, 3, wobei sie neben eigenen Berufsbüdungsauf- 
wendungen ausdrücklich auch solche aufgrund tarif- 
vertraglicher Vereinbarungen, aufgrund von Um- 
lagen der Arbeitgeberverbände und der Kammern 
sowie aufgrund gesetzlicher Bestimmungen, z.B. im 
Bereich der Krankenpflege, zu berücksichtigen hat 
(Absatz 2 Nr, 2). Empfangene Leistungen sind dage- 
gen nach Absatz 2 Nr. 1 abzuziehen (Nettoprinzip). 
Auf den Subsidiaritätsgrundsatz in § 14 wird ver- 
wiesen. 

Die Bezeichnung der absetzbaren Beträge umfaßt 
nicht sämtliche Ausbüdungskosten, sondern nur 
die tatsächlich aufgewendeten Nettokosten (Ausbü- 
dungskosten abzüglich Ausbüdungserträge). Art und 
Umfang des Vorabzugs regelt die Bundesregierung 
ebenfaüs in der nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 zu erlassenden 
Rechtsverordnung. Dabei kann - unabhängig von 
der Notwendigkeit einer kontinuierlichen Erfor- 
schung von Kosten und Erträgen der Berufsaus- 
büdung - auf eine detaillierte Ermittlung der Netto- 
ausbüdungskosten im konkreten Faü verzichtet und 
auf durchschnittliche Größen auf der Grundlage z.B. 
branchen-, betriebsgrößen- sowie berufsgruppenbe- 
zogener Ermittlungen abgesteüt werden. Eine derar- 
tige Pauschalisierung dient auch der Vereinfachung 
der Durchführung des Gesetzes, insbesondere für 
Betriebe und Verwaltungen, die keine Kostenträger- 
rechnung für ihre Berufsausbüdung führen. 

Zu § 11 (Förderung durch Leistungsausgleich) 

Ein Kernstück des Gesetzes ist der Leistungsaus- 
gleich, durch den Betriebe und Verwaltungen, deren 
tatsächliche Ausbüdungsleistung größer als die erfor- 
derliche ist und die nach § 8 Abs. 1 ohnehin schon 
von der Ausbüdungsplatzumlage befreit sind, für 
nicht zugekaufte oder geförderte, zusätzlich besetzte 
Ausbüdungsplätze eine Gutschrift erhalten (Ab- 
satz 1). Der Leistungsausgleich erfolgt zwischen den 
ausbüdungsflichtigen Betrieben und Verwaltungen, 
nicht aus öffentlichen Mitteln. Da Mittel für den 
Leistungsausgleich erst nach Erstattung sämtlicher, 
von Bund und Ländern vorfinanzierten (§ 6) Zukauf- 
und Förderungskosten für zusätzliche Ausbüdungs- 
plätze zur Verfügung stehen (§ 7), bedarf es einer 
Regelung nach Art und Umfang durch Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung (Absatz 2 Nr. 1). 

Der besseren Übersichtlichkeit halber faßt Absatz 2 
diese Verordnungsermächtigung sowie die Rechts- 
verordnungsermächtigungen für die Befreiung von 
der Ausbüdungsplatzumlage nach § 9 und für Art 
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und Umfang des Vorabzugs eigener Berufsausbil- 
dungsaufwendungen nach § 10 in einer Bestimmung 
zusammen. 

Außerdem bedarf es einer Verordnungsermächti- 
gung zur Feststellung derjenigen Berufsausbildun- 
gen, die nicht nach dem Berufsbildungsgesetz oder 
der Handwerksordnung durchgeführt werden, dieser 
aber gleichwertig sind und - auch aus Gründen der 
Gleichbehandlung - ihr auf Antrag gleichgestellt 
werden können. Hierzu ist eine strenge Prüfung er- 
forderlich, um keine unnötigen „Schlupflöcher 11 zu 
schaffen. Jedoch müssen ebenso unbillige Härten 
vermieden werden. 

Zu § 12 (Auskunftspflicht) 

Alle Abgabepflichtigen unterhegen der Auskunfts- 
pflicht hinsichtlich aller für die Durchführung dieses 
Gesetzes relevanten Daten, sofern nicht Pauschal- 
regelungen, etwa nach den §§ 9, 10 und 11 in Verbin- 
dung mit der Verordnungsermächtigung nach § 11 
Abs. 2, greifen. 

Zu § 13 (Festsetzung und Einzug der 
Ausbildungsplatzumlage) 

Die Ausbildungsplatzumlage soll wie die Umlage des 
Konkursausfallgeldes über die Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung an die Bundesanstalt für 
Arbeit abgeführt werden, die auch ihre Höhe ermit- 
telt und sie einzieht. Der Vorteil dieser Regelung, bei- 
spielsweise im Verhältnis zu den Krankenkassen als 
Einzugsstellen, hegt darin, daß jeder Arbeitgeber 
grundsätzlich nur bei einem Träger unfallversichert 
ist, während Krankenversicherungsbeiträge an ver- 
schiedene Krankenkassen abgeführt werden müs- 
sen. Es entfällt daher der Umweg über eine federfüh- 
rende Krankenkasse. Den Unfallversicherungsträ- 
gem sind die Bruttoentgeltsummen ihrer Mitglieder 
bekannt, da diese auch als Bemessungsgrundlage für 
das Konkursausfallgeld dienen. Da hierdurch der 
Verwaltungsaufwand minimiert wird, entfällt durch 
die Regelung des § 13 weitestgehend der Aufbau 
zusätzlicher Verwaltungskapazitäten. Die Träger der 
gesetzhchen UnfaUversichemng besitzen im übrigen 


einen eigenen Prüf dienst, der für Stichprobenkon- 
trollen herangezogen werden kann. 

Die bei den UnfaUversicherungsträgern als Einzugs - 
stehen für die Ausbildungsplatzumlage anfallenden 
Verwaltungskosten sind Kosten für Zukauf und För- 
derung zusätzhcher Ausbildungsplätze nach § 6 und 
deshalb nach § 7 aus Mitteln der Ausbildungsplatz- 
umlage aufzubringen und zu erstatten. 

Zu § 14 (Subsidiaritätsgrundsatz) 

§ 14 betont den Vorrang tarifvertraghcher Regelun- 
gen, von Umlagen von Arbeitgeberverbänden oder 
mehrerer Arbeitgeber sowie der zuständigen Kam- 
mern zur Schaffung von Ausbildungsplätzen und zur 
Förderung der Bemfsausbüdung, der in den Einzel- 
vorschriften des Gesetzes konkretisiert wird. Zu die- 
sen Regelungen gehören zum Beispiel auch solche 
über regionale Ausbildungsverbünde. 

Zu § 15 (Änderung von Vorschriften des 

Arbeitsförderungsgesetzes und des 
Berufsbildungsförderungsgesetzes) 

Da der Bundesanstalt für Arbeit durch dieses Gesetz 
Aufgaben übertragen werden, bedarf es hierzu der 
Klarstellung im Arbeitsf örderungsgesetz (Nummer 1 : 
§ 3 Abs. 2 Nr. 3 AFG). 

Eine ergänzende Regelung enthält demgegenüber 
Nummer 2: Im Berufsbildungsbericht nach § 3 Abs. 1 
des Berufsbildungsförderungsgesetzes ist konkret 
auch über die Durchfühmng dieses Gesetzes sowie 
über geeignete Vorschläge zur Behebung von Ausbil- 
dungsplatzmängeln nach diesem Gesetz zu berichten. 

Der gesamte Berufsbildungsbericht ist künftig dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat zuzuleiten 
(zur Begründung siehe auch § 4 Abs. 1). 

Zu § 16 (Inkrafttreten) 

Angesichts der gegenwärtigen und absehbaren 
Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt muß das 
Gesetz so schnell wie möglich in Kraft treten. 
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